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Zweck und Stellenwert

Am 1. Dezember 2007 tritt die geänderte Fassung 

des Parlamentsgesetzes (ParlG) in Kraft (Änderung 

vom 22. Juni 2007). Damit werden die vor vier Jah-

ren grundlegend überarbeiteten gesetzlichen Bestim-

mungen zu den Planungs- und Rechenschaftsinstru-

menten des Bundesrates erneut revidiert.

In Umsetzung des neuen Rechts wird der Bundesrat 

dem Parlament Anfang 2008 die Botschaft zur  

Legislaturplanung 2007–2011 und den Entwurf zu 

einem Bundesbeschluss mit den politischen Leit-

linien, den Zielen sowie den wichtigsten geplanten 

Erlassen der Bundesversammlung und weiteren 

Massnahmen unterbreiten (Art. 146 ParlG). An-

schliessend wird das Parlament in zwei aufeinander 

folgenden Sessionen darüber beraten (Art. 147 Abs. 

1 ParlG). Die jährlichen Ziele des Bundesrates (nach-

folgend: Jahresziele) sind dem Parlament jeweils bis 

zu Beginn der letzten ordentlichen Session des Vor-

jahres bekannt zu geben und auf die Legislaturpla-

nung abzustimmen (Art. 144 Abs. 1 ParlG). Gestützt 

auf die Jahresziele nimmt die Bundespräsidentin 

oder der Bundespräsident jeweils in der Winterses-

sion im Namen des Bundesrates eine mündliche 

Standortbestimmung vor. In diesem Sinne überweist 

der Bundesrat dem Parlament die Jahresziele 2008 

zur Information.

Legislaturplanung und Jahresziele tragen dazu bei, 

anhand vorgegebener Prioritäten die Arbeit der 

Verwaltung zu führen und damit die Gesetzgebungs- 

und Verwaltungstätigkeit kohärent zu gestalten. Die 

Jahresziele des Bundesrates stellen dabei eine poli-

tische Absichtserklärung dar: Sie sollen die Marsch-

richtung der bundesrätlichen Politik vorgeben, ohne 

aber zum Korsett zu werden, das unvorhersehbare, 

dringend gebotene Massnahmen verhindern würde. 

Der Bundesrat kann deshalb in begründeten Fällen 

von den Jahreszielen abweichen.

Wie bisher sind im Rahmen der Legislaturplanung 

Aufgaben- und Finanzplanung sachlich und zeitlich 

miteinander zu verknüpfen (Art. 146 Abs. 4 ParlG). 

Einer entsprechenden Verknüpfung von Jahrespla-

nung und Budget sind jedoch klare Grenzen gesetzt. 

Von grundlegender Bedeutung ist dabei, dass die 

Ausgabenentwicklung des nächsten Jahres jeweils 

weit mehr vom Vollzug des geltenden Rechts als von 

der beabsichtigten neuen Gesetzgebung geprägt ist. 

Die finanzpolitische Wirkung der Jahresziele liegt 

meist im Bereich der mittelfristigen Finanzplanung. 

Aussagen zur künftigen Gesetzgebung im Rahmen 

der Jahresziele implizieren daher allenfalls Anpas-

sungen des Finanzplans, weisen jedoch eher selten 

einen direkten Bezug zum Budget des gleichen 

Jahres auf.

Die Jahresziele sind aber nicht nur für den Bun-

desrat und die Verwaltung, sondern auch für die 

Geschäftsprüfungskommissionen beider Räte von 

Nutzen. Mit dem Planungsdokument wird die 

Rechenschaftsablage unterstützt, indem es dem 

Parlament ermöglicht, die Arbeit des Bundesrates 

über das ganze Berichtsjahr an seinen Zielen zu 

messen und gegebenenfalls gezielte Nachfragen zu 

stellen (Art. 144 Abs. 3 ParlG). Im Planungsdoku-

ment werden vorausschauend Ziele und zugehörige 

Massnahmen umschrieben. Ein Jahr später zieht 

der Bundesrat in seinem Bericht über die Geschäfts-

führung Bilanz. Die Gliederungen der Botschaft zur 

Legislaturplanung, der jeweiligen Jahresziele und der 

Berichte des Bundesrates über seine Geschäftsfüh-

rung stimmen deshalb überein.
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Schwerpunkte im Jahr 2008

In der neuen Legislaturperiode 2007–2011 sind für 

den Bundesrat fünf politische Leitlinien zentral: Es 

geht ihm um die Stärkung des Wirtschaftsstandortes 

Schweiz, um die Gewährleistung der Sicherheit, 

sodann um die Verbesserung der gesellschaftlichen 

Kohäsion, um die nachhaltige Ressourcen-Nutzung  

sowie um die gute internationale Vernetzung der 

Schweiz. Anfang 2008 wird der Bundesrat die 

Botschaft zur Legislaturplanung 2007–2011 verab-

schieden und seine strategischen Überlegungen zu 

den Leitlinien ausführlich darlegen. Das Parlament 

wird anschliessend zum zweiten Mal nach 2004 die 

Gelegenheit haben, seine Sicht zur Legislaturplanung 

mittels Bundesbeschluss zum Ausdruck zu bringen.

Mit den Jahreszielen 2008 stellt der Bundesrat seine 

Planung für das erste Jahr der neuen Legislaturperio-

de vor. Es stehen folgende Schwerpunkte im Vorder-

grund:

Zur Beseitigung von unnötigen Markthindernissen 

wird der Bundesrat dem Parlament eine Revision 

des Bundesgesetzes über technische Handels-

hemmnisse unterbreiten und die Einführung des 

Cassis-de-Dijon-Prinzips vorschlagen. Mit Ausnahme 

übergeordneter öffentlicher Interessen (wie Gesund-

heits- oder Umweltschutz) sollen Produkte, die in 

Europa rechtmässig im Umlauf sind, ohne weiteres 

auch in der Schweiz zugelassen sein. Der Bundesrat 

wird ferner die Botschaft über die Förderung und 

Koordination im schweizerischen Hochschulbereich 

vorlegen. Es geht um die gemeinsame und ein-

heitliche Steuerung durch Bund und Kantone des 

gesamten Hochschulbereichs (ETH’s, Universitäten, 

Fachhochschulen). Mit der Botschaft zur Totalrevisi-

on des Mehrwertsteuergesetzes zielt der Bundesrat 

auf eine starke Vereinfachung der Steuersätze und 

des administrativen Aufwands für alle.

Im Projekt Aufgabenüberprüfung des Bundes wird  

der Bundesrat die Reformstossrichtungen zur 

Umsetzung der Abbauvorgaben festlegen und an-

schliessend im Rahmen eines Aktionsplans konkrete 

Massnahmen zuhanden des politischen Dialogs 

verabschieden. Der Bundesrat wird sich auch mit 

der Neugliederung der Departemente befassen und 

insbesondere über ein Sicherheits- und ein Bil-

dungsdepartement sowie über die Koordination von 

Aussenwirtschaft und Entwicklungshilfe diskutieren. 

Er wird ferner die sicherheitspolitische Strategie der 

Schweiz beraten und danach über das weitere Vorge-

hen entscheiden.
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Zur anhaltenden Sanierung der Arbeitslosenversi-

cherung wird der Bundesrat eine Botschaft erar-

beiten, welche in den wesentlichen Elementen ein 

ausgewogenes Verhältnis zwischen Mehreinnahmen 

und Einsparungen anstrebt. Im Weiteren bereitet 

der Bundesrat auch eine Vorlage zur vollständigen 

Ausfinanzierung aller öffentlich-rechtlichen Vorsorge-

einrichtungen in der Schweiz vor, ein finanziell sehr 

anspruchsvolles Vorhaben.

In der Energiepolitik wird der Bundesrat seine vier 

strategischen Grundsätze – Energieeffizienz, erneuer-

bare Energien, Grosskraftwerke, Energieaussenpolitik 

– weiter konkretisieren und Vorentscheide zu markt-

wirtschaftlichen Instrumenten wie Lenkungs- oder 

Klimagasabgaben fällen. Er wird das Nachfolgegesetz 

zum CO2-Gesetz in die Vernehmlassung geben, mit 

dem die Eckwerte für die Klimapolitik nach 2012 

festgelegt werden. Die Verstärkung der haushäl-

terischen Bodennutzung und die Einführung des 

Raumkonzepts Schweiz schlägt der Bundesrat in der 

Vernehmlassung zu einem neuen Raumplanungsge-

setz vor.

Im Verhältnis zur EU stehen die Entscheide über die 

Weiterführung des bis Mai 2009 gültigen Personen-

freizügigkeitsabkommens und dessen Ausdehnung 

auf Bulgarien und Rumänien an. Ferner sind – mit 

dem sich allmählich abzeichnenden Einführungs-

termin November 2008 – wichtige Arbeiten zur 

Umsetzung der Assoziierungsabkommen zu Schen-

gen/Dublin zu leisten. Als Beitrag seines weltweiten 

Engagements will der Bundesrat dem Parlament 

neue Rahmenkredite zur Fortführung der Entwick-

lungszusammenarbeit und der wirtschafts- und 

handelspolitischen Massnahmen sowie zur Finanzie-

rung von multilateralen Entschuldungsmassnahmen 

unterbreiten.
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Die Ziele des Bundesrates 2008: Überblick

1	 Den Wirtschaftsstandort Schweiz stärken

Ziel 1	 �Wettbewerb im Binnenmarkt verstärken und Rahmenbedin-

gungen� verbessern

 �Botschaft zur Teilrevision des Bundesgesetzes über technische 

Handelshemmnisse sowie Botschaft zum Bundesgesetz über die 

Produktsicherheit

� �Botschaft zur Änderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes

 �Ausbau des Netzes von Freihandelsabkommen mit Partnern 

ausserhalb der EU

 �Abschluss und Umsetzung der Doha-Runde

�� �Nachführung des Landwirtschaftsabkommens CH–EU im 

Veterinärbereich

� �Beschluss über das weitere Vorgehen im Hinblick auf die 

Einführung einer einheitlichen Unternehmens-Identifikations-

nummer UID

 �Vernehmlassungsergebnis und weiteres Vorgehen, gegebe-

nenfalls Botschaft zur Verbesserung des Schutzes der «Marke 

Schweiz»

 �Vernehmlassung über eine Teilrevision des Obligationenrechts 

betreffend den Umgang mit nachrichtenlosen Vermögenswerten

 �Vernehmlassung über eine Teilrevision des Obligationenrechts 

betreffend Kündigungsschutz von Hinweisgebern

 �Entscheid über das weitere Vorgehen im Bereich Börsendelikte 

und Marktmissbrauch

 �Inkraftsetzung des Finanzmarktaufsichtsgesetzes (FINMAG) 

sowie Verabschiedung der Ausführungserlasse

 �Vernehmlassung zur Totalrevision des Versicherungsvertrags-

gesetzes

 �Vernehmlassung zur Änderung des Mietrechts im Obligationen-

recht

Ziel 2	 Bildung, Forschung und Innovation fördern

 �Botschaft zum Bundesgesetz über die Förderung der Hochschu-

len und die Koordination im schweizerischen Hochschulbereich

� �Botschaft zur Finanzierung der offiziellen Teilnahme der Schweiz 

an den Bildungs-, Berufsbildungs- und Jugendprogrammen der 

EU in den Jahren 2009–2013

 �Vernehmlassung zur Teilrevision des ETH-Gesetzes (Anpassung 

der Führungsstruktur und Immobilientransfer)

 �Vernehmlassung und Botschaft zur Teilrevision des Forschungs-

gesetzes (KTI)

�� �Vernehmlassung und Botschaft zum Weiterbildungsgesetz

� �Vernehmlassung zu einem Bundesgesetz über gemeinsame 

Projekte von Bund und Kantonen zur Steuerung des Bildungs-

raums Schweiz

 Revision der schweizerischen Weltraumpolitik

 ���Erklärung europäischer Regierungen über die Phase des 

Einsatzes der Träger Ariane, Vega und Sojus vom Raumfahrt-

zentrum Guyana aus

 �Botschaft zum Bundesgesetz über die Forschung am Menschen

 �Inkraftsetzung des revidierten Patentgesetzes und umfassende 

Verordnungsänderungen im Immaterialgüterrecht

Ziel 3  	 �Handlungsfähigkeit des Staates und Attraktivität des Steuer-

systems stärken: Ausgleich des Bundeshaushalts nachhaltig 

sicherstellen und Steuerreformen weiterführen

 Weiteres Vorgehen zur Neugliederung der Departemente

� �Botschaft zur Legislaturplanung 2007–2011

 �Bericht zum statistischen Mehrjahresprogramm 2007–2011

 �Aktionsplan für den standardisierten Umgang mit elektro-

nischen Daten und Dokumenten in der Bundesverwaltung

�� �Vernehmlassung und Botschaft über die Einführung einer 

Ergänzungsregel zur Schuldenbremse

� Aufgabenüberprüfung mit Aufgabenportfolio

 �Botschaft zur Vereinfachung des Systems der Mehrwertsteuer

 �Botschaft zum Systementscheid bei der Ehepaar- und Familien-

besteuerung

 Vernehmlassung zur Sanierung der Pensionskasse SBB

 Botschaft zur Revision des Bundespersonalgesetzes

Ziel 4	 �Leistungsfähigkeit und Nutzung der Infrastruktur optimieren

 �Zusatzbotschaft zur Bahnreform 2, Teilpaket Interoperabilität

� �Botschaft zur Änderung des Luftfahrtgesetzes

 �Botschaft zur Revision des Bundesbeschlusses über das 

Nationalstrassennetz

 �Bericht über die Schifffahrtspolitik des Bundes

�� Vernehmlassung zur Revision der Postgesetzgebung

� �Bericht zur Bundesbeteiligung am Unternehmen Swisscom AG

2	 Die Sicherheit gewährleisten

Ziel 5	 �Der Gewaltanwendung und der Kriminalität vorbeugen und 

diese bekämpfen

 �Botschaft zum Strafbehördenorganisationsgesetz des Bundes

� �Änderung der Waffenverordnung

Ziel 6	 �Internationale Zusammenarbeit im Justiz- und Polizeibereich 

verstärken

 �Botschaften zur Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstandes 

� �Vernehmlassung zum Zusammenarbeitsvertrag zwischen der 

Schweiz und Eurojust



�

Ziel 7	 Sicherheitspolitik umsetzen

 Entscheide zur sicherheitspolitischen Strategie  

� �Entscheide betreffend Schaffung eines Sicherheitsdepartements

 Botschaft zur Änderung der Militärgesetzgebung   

� �Bericht über eine Bewilligungs- oder Registrierungspflicht für 

private Militär- und Sicherheitsfirmen, die in ausländischen 

Krisengebieten tätig sind

 �Botschaft zur Revision des Zivildienstgesetzes und des Bundes-

gesetzes über die Wehrpflichtersatzabgabe 

� �Bericht über Massnahmen zur Verbesserung der Situation des 

militärischen Personals

3   	 Die gesellschaftliche Kohäsion stärken

Ziel 8   	 Sozialwerke sanieren und sichern

 �Botschaft über die Finanzierung der öffentlich-rechtlichen 

Vorsorgeeinrichtungen

� �Botschaft zur Revision des Unfallversicherungsgesetzes

Ziel 9	 Gesundheitskosten eindämmen – Gesundheit fördern

 �Vernehmlassung zur gesetzlichen Neuregelung von Prävention 

und Gesundheitsförderung

� �Kosteneindämmung in der obligatorischen Krankenpflegeversi-

cherung

Ziel 10	 Gesellschaftlichen Zusammenhalt fördern

 �Berichte betreffend Jugendgewalt und Gewalt im sozialen 

Nahraum

� �Vernehmlassungsergebnisse zum Sportförderungsgesetz und 

zum Bundesgesetz über die Informationssysteme des Bundes im 

Bereich Sport

 �Vernehmlassung über eine Teilrevision des ZGB (Vorsorgeaus-

gleich und Kinderbelange)

 �Bericht über verschiedene Modelle von Behörden mit Unter-

suchungs- und Durchsetzungskompetenzen zur Förderung der 

Gleichstellung von Frau und Mann im Erwerbsleben

�� �Umsetzungsentscheide für eine verbesserte Integration von 

Ausländerinnen und Ausländern

4	 Die Ressourcen nachhaltig nutzen

Ziel 11	 Energieversorgung sicherstellen

 Weiterentwicklung der Energiestrategie

Ziel 12	 Schonender Umgang mit den natürlichen Ressourcen

 Vernehmlassung zum Nachfolgeerlass des CO2-Gesetzes

� �Vernehmlassung zur Revision des Raumplanungsgesetzes

5	 �Die Stellung der Schweiz in einer ver-
netzten Welt festigen

Ziel 13	 Konsolidierung der Beziehungen zur EU

 �Botschaften betreffend Weiterführung des Personenfreizügig-

keitsabkommens und betreffend Ausdehnung dieses Abkom-

mens auf Rumänien und Bulgarien

 �Entscheid über den Beitrag der Schweiz an Bulgarien und 

Rumänien zur Verringerung der wirtschaftlichen und sozialen 

Ungleichheiten in der erweiterten EU und gegebenenfalls 

Botschaft für einen entsprechenden Rahmenkredit

 Bericht über die Auswirkungen der Personenfreizügigkeit

 Aushandlung weiterer bilateraler Verträge

Ziel 14	 Multilaterales Regelwerk gestalten

� �Botschaft zum Übereinkommen der Vereinten Nationen über die 

Immunität der Staaten und ihres Vermögens vor der Gerichts-

barkeit

� �Botschaft zum Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen

� �Genehmigung des Abschlusses von Absichtserklärungen zur 

Stärkung der bilateralen Beziehungen (Strategiepapiere)

� �Botschaft zum Immobilienprojekt «site unique» der WTO in Genf

Zeil 15	 Friedensförderung und Konfliktprävention

 Keine Geschäfte

Ziel 16	 Armutsreduktion

 �Botschaft über die Weiterführung der technischen Zusammen-

arbeit und der Finanzhilfe zu Gunsten von Entwicklungsländern 

2008–2011

� �Botschaft über die Weiterführung der Finanzierung von wirt-

schafts- und handelspolitischen Massnahmen im Rahmen der 

Entwicklungszusammenarbeit

 �Botschaft für einen Rahmenkredit zur Finanzierung der multila-

teralen Entschuldungsmassnahmen
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1	 	 Den Wirtschaftsstandort
	 	 Schweiz stärken
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In der ersten Jahreshälfte wird der Bundesrat die 

Botschaft zur Teilrevision des Bundesgesetzes über 

technische Handelshemmnisse (THG) vorlegen. Mit 

dieser Revision soll das bestehende Instrumentari-

um zur Beseitigung technischer Handelshemmnisse 

durch ein zusätzliches Instrument, das Cassis-de-

Dijon-Prinzip, ergänzt werden. Produkte, die in der 

EG bzw. im EWR rechtmässig in Verkehr gesetzt wor-

den sind, sollen grundsätzlich auch in der Schweiz 

ohne zusätzliche Kontrollen frei zirkulieren können, 

sei es, weil die schweizerischen Produktevorschriften 

mit jenen der EG harmonisiert sind, sei es aufgrund 

von Abkommen mit der EG oder aufgrund der neuen 

THG-Bestimmungen zur Anwendung des Cassis-de-

Dijon-Prinzips in der Schweiz. Ausnahmen sind nur 

im übergeordneten öffentlichen Interesse, beispiels-

weise zum Schutz der Gesundheit, der Umwelt oder 

der Konsumenten möglich. Die Verankerung des 

Cassis-de-Dijon-Prinzips im THG soll zur Belebung 

des Wettbewerbs im Inland sowie zur Senkung der 

Kosten für die Unternehmen und der Konsumenten-

preise beitragen. Parallel zu dieser Vorlage wird der 

Bundesrat die Botschaft zur Revision des Bundesge-

setzes über die Sicherheit von technischen Einrich-

tungen und Geräten (STEG) vorlegen, das zum Bun-

desgesetz über die Produktsicherheit werden soll. 

Damit soll das Schutzniveau der EU-Richtlinie über 

die allgemeine Produktsicherheit erreicht werden.

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr eine Bot-

schaft zur Änderung des Arbeitslosenversicherungs-

gesetzes verabschieden. Die Arbeitslosenversiche-

rung soll auf eine realistischere, längerfristig stabile 

und konjunkturneutrale Basis gestellt werden. Die 

bisherige Finanzierung der Arbeitslosenversicherung 

geht von durchschnittlich 100 000 Arbeitslosen aus, 

wogegen neuere Zahlen durchschnittlich 125 000  

Arbeitslose und bei der heutigen Finanzierung ein 

Minus von gut einer Milliarde Franken pro Jahr 

ergeben.

Der Bundesrat wird den dynamischen Ausbau des 

Netzes von Freihandelsabkommen mit Partnern aus-

serhalb der EU vorantreiben. Im Vordergrund stehen 

der Abschluss laufender Verhandlungen sowie die 

anschliessende Umsetzung der entsprechenden 

Freihandelsabkommen (im EFTA-Rahmen: Algerien, 

Kanada, Kolumbien, Peru, Staaten des Arabischen 

Ziel 1

 �Botschaft zur Teilrevision des Bundesgesetzes über technische Handelshemmnisse sowie Botschaft zum Bundesgesetz über die 

Produktsicherheit

� �Botschaft zur Änderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes

 Ausbau des Netzes von Freihandelsabkommen mit Partnern ausserhalb der EU

 �Abschluss und Umsetzung der Doha-Runde

�� Nachführung des Landwirtschaftsabkommens CH–EU im Veterinärbereich

� �Beschluss über das weitere Vorgehen im Hinblick auf die Einführung einer einheitlichen Unternehmens-Identifikationsnummer UID

 Vernehmlassungsergebnis und weiteres Vorgehen, gegebenenfalls Botschaft zur Verbesserung des Schutzes der «Marke Schweiz»

 Vernehmlassung über eine Teilrevision des Obligationenrechts betreffend den Umgang mit nachrichtenlosen Vermögenswerten

 Vernehmlassung über eine Teilrevision des Obligationenrechts betreffend Kündigungsschutz von Hinweisgebern

 Entscheid über das weitere Vorgehen im Bereich Börsendelikte und Marktmissbrauch

 Inkraftsetzung des Finanzmarktaufsichtsgesetzes (FINMAG) sowie Verabschiedung der Ausführungserlasse

 Vernehmlassung zur Totalrevision des Versicherungsvertragsgesetzes

 Vernehmlassung zur Änderung des Mietrechts im Obligationenrecht

Wettbewerb im Binnenmarkt verstärken und Rahmenbedingungen verbessern
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Golf-Kooperationsrates, Thailand; bilateral: Japan), 

die Aufnahme neuer Verhandlungen (insbesondere 

mit Indien und Indonesien, sowie gegebenenfalls 

mit Staaten in Südosteuropa), sowie die Prüfung der 

Möglichkeit von Freihandelsverhandlungen mit wei-

teren potentiellen Partnern (insbesondere mit China 

und weiteren Staaten in Asien, mit Russland und der 

Ukraine).

Der Bundesrat setzt sich für einen raschen Ab-

schluss der Doha-Runde ein, mit guten Resul-

taten in allen Verhandlungsdossiers, insbesondere 

Marktzugang für Industriegüter, Dienstleistungen, 

Landwirtschaft, Handelserleichterungen, allgemei-

ne Verbesserung von Regeln, Handel und Umwelt. 

Anschliessend wird es um die Umsetzung dieser 

Resultate gehen.

Vor dem Hintergrund der laufenden Änderungen im 

schweizerischen Recht und im Recht der EU besteht 

die Notwendigkeit der regelmässigen Nachführung 

des Veterinäranhangs des Landwirtschaftsabkom-

mens CH–EU. Für Tiere und tierische Erzeugnisse 

wurde die Äquivalenz der tierseuchen- und lebens-

mittelrechtlichen Bestimmungen anerkannt. Im Jahr 

2008 sollen die entsprechenden Grenzkontrollen 

gegenseitig abgebaut werden. Der Bundesrat wird 

das entsprechende Verhandlungsmandat erteilen 

und über die erforderlichen Anpassungen des Veteri-

näranhangs beschliessen.

Auf der Basis eines Realisierungskonzepts für eine 

Unternehmens-Identifikationsnummer UID wird 

der Bundesrat im Jahre 2008 über das weitere 

Vorgehen für die Einführung beschliessen. Mit der 

UID werden in Zukunft verwaltungsübergreifende 

E-Government-Prozesse ermöglicht und die (admini-

strativen) Abläufe zwischen Unternehmen einerseits 

und zwischen Unternehmen und Behörden auf allen 

staatlichen Ebenen andererseits erleichtert.

Der Gebrauch des Schweizer Kreuzes sowie von 

Bezeichnungen wie «Made in Switzerland», «swiss» 

oder «qualité suisse» im Zusammenhang mit ange-

botenen Waren und Dienstleistungen weckt bei den 

Konsumenten bestimmte Herkunfts- und Qualitätser-

wartungen. Jedoch sind die Grenzen zwischen recht-

mässigem und missbräuchlichem Gebrauch solcher 

Zeichen nicht überall klar, und bei der Durchsetzung 

des Rechts bestehen Lücken. Gezielte Gesetzes-

änderungen sollen Klarheit und Rechtssicherheit 

schaffen sowie ein verstärktes Engagement des 

Bundes bei der Rechtsdurchsetzung ermöglichen. 

Im Lichte der Vernehmlassungsergebnisse wird der 

Bundesrat bis Ende Jahr über das weitere Vorgehen 

beschliessen und dabei allenfalls direkt die Botschaft 

verabschieden.

Der Bundesrat wird in der zweiten Jahreshälfte die 

Vernehmlassung über eine Teilrevision des Obligatio-

nenrechts betreffend den Umgang mit nachrichten-

losen Vermögenswerten eröffnen. Es werden dabei 

hauptsächlich die Bestimmungen für anwendbar 

erklärt, die auch bei Verschollenheit einer Person 

gelten.

In der ersten Jahreshälfte wird der Bundesrat die 

Vernehmlassung über eine Teilrevision des Obligati-

onenrechts eröffnen, mit dem Ziel, jene Angestellten 

besser vor missbräuchlicher Kündigung zu schüt-

zen, die Missstände im Betrieb zur Anzeige bringen 

(Hinweisgeber). Der Gang an die Öffentlichkeit soll 

als ultima ratio Schutz geniessen, d.h. wenn interne 

Anzeigen nicht möglich waren bzw. nicht zum Ziel 

führten.

Der Bundesrat wird in der zweiten Jahreshälfte prü-

fen, ob sich eine Revision der Artikel 161 und 161bis 

des Strafgesetzbuches und des Börsenrechts auf-

drängt, namentlich in Bezug auf das Aufsichtsrecht 

und die Zuständigkeitsvorschriften. Er wird über die 

Umsetzung der möglichen Lösungen und die Einzel-

heiten ihrer Implementierung entscheiden.

Das Bundesgesetz über die Eidgenössische Finanz-

marktaufsicht (Finanzmarktaufsichtsgesetz, FINMAG) 
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ist am 22. Juni 2007 von den Eidgenössischen Räten 

verabschiedet worden. Der Bundesrat wird das 

Gesetz auf den 1. Januar 2009 in Kraft setzen sowie 

die Ausführungserlasse verabschieden, welche unter 

anderem die Finanzierung der FINMA sowie das 

Prüfungswesen zum Gegenstand haben.

Für Mitte 2008 ist geplant, dass der Bundesrat die 

Vernehmlassung zur Totalrevision des Versicherungs-

vertragsgesetzes (VVG) eröffnet. Darin geht es haupt-

sächlich um die Umsetzung der zahlreichen parla-

mentarischen Vorstösse, soweit diese nicht durch 

die am 1. Januar 2006 in Kraft getretene Teilrevision 

erfüllt sind. Gleichzeitig soll das neue VVG auch den 

Empfehlungen der Wettbewerbskommission und 

den Entwicklungen des Versicherungsvertragsrechts 

in unseren Nachbarstaaten angemessen Rechung 

tragen sowie die Koordination mit dem Sozialversi-

cherungs- und Haftpflichtrecht verbessern.

In der ersten Jahreshälfte 2008 wird der Bundesrat 

die Vernehmlassung zur Änderung des Obligationen-

rechts (Mietrecht) eröffnen, mit dem Ziel, die Miet-

zinsen von den Hypothekarzinsen zu entkoppeln. 

Diese Änderung soll die Mietzinsanpassungen 

gemäss Entwicklung des Landesindexes der Konsu-

mentenpreise und die Anpassung der Missbrauchkri-

terien ermöglichen. Aufgrund des Vernehmlassungs-

ergebnisses wird der Bundesrat über das weitere 

Vorgehen entscheiden.

Ziel 2

 Botschaft zum Bundesgesetz über die Förderung der Hochschulen und die Koordination im schweizerischen Hochschulbereich

� �Botschaft zur Finanzierung der offiziellen Teilnahme der Schweiz an den Bildungs-, Berufsbildungs- und Jugendprogrammen der EU 

in den Jahren 2009–2013

 Vernehmlassung zur Teilrevision des ETH-Gesetzes (Anpassung der Führungsstruktur und Immobilientransfer)

 �Vernehmlassung und Botschaft zur Teilrevision des Forschungsgesetzes (KTI)

�� Vernehmlassung und Botschaft zum Weiterbildungsgesetz

� �Vernehmlassung zu einem Bundesgesetz über gemeinsame Projekte von Bund und Kantonen zur Steuerung des Bildungsraums 

Schweiz

 Revision der schweizerischen Weltraumpolitik

 ���Erklärung europäischer Regierungen über die Phase des Einsatzes der Träger Ariane, Vega und Sojus vom Raumfahrtzentrum 

Guyana aus

 Botschaft zum Bundesgesetz über die Forschung am Menschen

 Inkraftsetzung des revidierten Patentgesetzes und umfassende Verordnungsänderungen im Immaterialgüterrecht

Bildung, Forschung und Innovation fördern

Der Bundesrat wird die Ergebnisse der Vernehm-

lassung zum Bundesgesetz über die Förderung der 

Hochschulen und die Koordination im schweize-

rischen Hochschulbereich (HFKG) zur Kenntnis neh-

men und in der zweiten Jahreshälfte die Botschaft 

verabschieden. Gemäss den neuen Verfassungsbe-

stimmungen zur Bildung steuern Bund und Kantone 

den gesamten Hochschulbereich (ETH’s, Universi-

täten, Fachhochschulen) gemeinsam und aufgrund 

einheitlicher Prinzipien. Beide verpflichten sich zur 
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Durchführung einer nationalen strategischen Pla-

nung und zur optimalen Aufgabenteilung in beson-

ders kostenintensiven Bereichen. Mit dem neuen Ge-

setz wird zudem die Ausrichtung der Beiträge an die 

Betriebsaufwendungen künftig stärker leistungsorien-

tiert erfolgen und damit zur Portfoliobereinigung zwi-

schen den Hochschultypen, aber auch Hochschulen 

des gleichen Typs, führen. Bund und Kantone sollen 

durch die Festlegung von Grundsätzen zur Qualitäts-

sicherung und die Einrichtung eines unabhängigen 

Akkreditierungssystems für die Gewährleistung der 

Qualitätssicherung im Hochschulbereich sorgen.

In der ersten Jahreshälfte wird der Bundesrat  

die Botschaft zur Finanzierung der offiziellen Teilnah-

me der Schweiz an den Bildungs-, Berufsbildungs- 

und Jugendprogrammen der EU in den Jahren  

2009–2013 verabschieden. Mit dieser Botschaft sol-

len die finanzrechtlichen Voraussetzungen geschaf-

fen werden, damit sich die Schweiz ab dem Jahr 

2009 offiziell an den Bildungs-, Berufsbildungs- und 

Jugendprogrammen der EU beteiligen kann.

Der Bundesrat wird in der zweiten Jahreshälfte die 

Vernehmlassung zur Teilrevision des ETH-Gesetzes 

(Anpassung der Führungsstruktur im ETH-Bereich 

sowie Immobilientransfer) durchführen. Die Teilre-

vision Führungsstruktur bezweckt eine Anpassung 

der Organisations- und Führungsstruktur des ETH-

Bereichs mit dem Ziel, deren Effizienz und Effektivität 

zu verbessern (Erhöhung der Transparenz, Klärung 

der Verantwortlichkeiten und Kompetenzen). Die Teil-

revision Immobilien beinhaltet einerseits die Übertra-

gung des Eigentums an Grundstücken samt Bauten 

und Anlagen auf den ETH-Bereich, andererseits die 

Regelung des Umgangs mit diesen Grundstücken.

Der Bundesrat wird abgestimmt auf die Botschaft 

zu einem neuen Bundesgesetz über die Förderung 

der Hochschulen und die Koordination im schweize-

rischen Hochschulbereich die Vernehmlassung zur 

Revision des Forschungsgesetzes eröffnen. Es geht 

dabei um die Abstützung der bisherigen Fördertätig-

keit der Kommission für Technologie und Innovation 

(KTI) im Forschungsgesetz sowie Präzisierungen zur 

Ressortforschung (Koordination, Planung, Qualitätssi-

cherung) und zur Beitragsgewährung im Bereich der 

Internationalen Forschungszusammenarbeit. Vorge-

zogen wird die Teilrevision betreffend KTI mit einer 

Botschaft in der zweiten Hälfte 2008.

Der Bundesrat wird eine Vernehmlassung zum Bun-

desgesetz über die Weiterbildung (Weiterbildungs-

gesetz) durchführen und in der zweiten Jahreshälfte 

die Botschaft verabschieden. Mit den neuen Verfas-

sungsbestimmungen über die Bildung vom 21. Mai 

2006 hat der Bund den Auftrag erhalten, Grundsätze 

über die Weiterbildung festzulegen (Art. 64a Abs. 1  

BV). Vorgesehen ist namentlich, die Qualität und 

Transparenz des Weiterbildungsangebots zu verbes-

sern.

Bund und Kantone wollen den Bildungsraum 

Schweiz gemeinsam steuern. Dafür hat die Bundes-

versammlung für die BFI-Periode 2008–2011 das 

neue Bundesgesetz über Beiträge an gemeinsame 

Projekte von Bund und Kantonen zur Steuerung des 

Bildungsraums Schweiz verabschiedet. Im Laufe 

der Legislaturperiode 2007–2011 sollen die Weiter-

führung und allfällige Anpassungen dieses neuen 

Bundesgesetzes geprüft werden. Der Bundesrat wird 

im zweiten Halbjahr 2008 über eine entsprechende 

Vernehmlassung befinden.

Der Bundesrat nimmt Kenntnis vom Bericht zur Re-

vision der schweizerischen Weltraumpolitik und be-

stimmt das weitere Vorgehen. Die revidierte schwei-

zerische Weltraumpolitik wird die strategischen 

Ziele des Bundes für Forschung und Entwicklung, 

Infrastrukturen und für die Weltraumanwendungen 

präzisieren. Zudem wird sie die Instrumente auffüh-

ren, die der Schweiz die Vollmitgliedschaft in den 

Gremien der EU für die Nutzungsphase derjenigen 

Weltraumsysteme ermöglichen, welche in Zusam-

menarbeit mit der Europäischen Weltraumorganisa-

tion (ESA) entwickelt wurden. Schliesslich wird zu 
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prüfen sein, ob die Gesetzgebung für Weltraumaktivi-

täten der heutigen Situation anzupassen ist.

Der Bundesrat wird die Erklärung europäischer Re-

gierungen über die Phase des Einsatzes der Träger 

Ariane, Vega und Sojus vom Raumfahrtzentrum 

Guyana aus (Intergovernmental Agreement, IGA) 

genehmigen und das weitere Vorgehen bestimmen. 

Das IGA ist der neue rechtliche Rahmen für die Mit-

gliedstaaten der europäischen Weltraumorganisation 

(ESA) in Bezug auf die Weiterführung der Nutzung 

der Trägerrakete Ariane und die Ausweitung der Nut-

zung auf die neue Trägerrakete Vega und die Träger-

rakete Sojus. Das IGA tritt am 1. Januar 2009 in Kraft 

und ersetzt die Erklärung europäischer Regierungen 

über die Produktionsphase der Ariane-Träger.

Das Bundesgesetz über die Forschung am Men-

schen (Humanforschungsgesetz) soll den gleich-

namigen Artikel 118a der Bundesverfassung 

konkretisieren. Die Gesetzesvorlage hat zum Ziel, 

die Forschung am Menschen – namentlich die 

Forschung mit lebenden Personen, an biologischen 

Materialien menschlicher Herkunft, an Verstorbenen 

sowie an Embryonen und lebenden Föten – dahin-

gehend zu regeln, dass die Würde und Persönlich-

keit der betroffenen Personen geschützt ist. Sie soll 

zudem die Qualität und Transparenz der Forschung 

sicherstellen und zur Schaffung günstiger Rahmen-

bedingungen für die Forschung beitragen. Der Bun-

desrat wird in der zweiten Jahreshälfte die Botschaft 

verabschieden.

Am 22. Juni 2007 hat die Bundesversammlung 

eine Änderung des Patentgesetzes beschlossen und 

den Patentvertrag genehmigt. Schwerpunkt des 

Beschlusses bildet der Schutz biotechnologischer 

Erfindungen, wo die Schweiz im europäischen 

Umfeld eine Pionierrolle einnimmt. Die sehr hohe 

Komplexität der Thematik erfordert umfassende und 

bedeutende Änderungen der Ausführungsbestim-

mungen. Der Bundesrat wird bis Mitte Jahr über das 

Inkrafttreten des revidierten Gesetzes und die nötigen 

Verordnungsänderungen beschliessen.
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Ziel 3

 Weiteres Vorgehen zur Neugliederung der Departemente

� �Botschaft zur Legislaturplanung 2007–2011

 Bericht zum statistischen Mehrjahresprogramm 2007–2011

 Aktionsplan für den standardisierten Umgang mit elektronischen Daten und Dokumenten in der Bundesverwaltung

�� Vernehmlassung und Botschaft über die Einführung einer Ergänzungsregel zur Schuldenbremse

� Aufgabenüberprüfung mit Aufgabenportfolio

 Botschaft zur Vereinfachung des Systems der Mehrwertsteuer

 Botschaft zum Systementscheid bei der Ehepaar- und Familienbesteuerung

 Vernehmlassung zur Sanierung der Pensionskasse SBB

 Botschaft zur Revision des Bundespersonalgesetzes

Handlungsfähigkeit des Staates und Attraktivität des Steuersystems stärken: 
Ausgleich des Bundeshaushalts nachhaltig sicherstellen und Steuerreformen 
weiterführen

Im Rahmen der Reform der departementalen Glie-

derung der Bundesverwaltung hat der Bundesrat 

die zuständigen Departemente beauftragt, einerseits 

Lösungsvorschläge betreffend die Zusammenfüh-

rung von Bildung und Forschung im Hinblick auf 

die Hochschullandschaft Schweiz zu erarbeiten und 

andererseits Lösungen betreffend die Schaffung 

eines Sicherheitsdepartements zu finden (vgl. dazu 

auch Ziel 7). Ferner geht es um die Koordination von 

Aussenwirtschaft und Entwicklungszusammenarbeit. 

In der ersten Hälfte 2008 will der Bundesrat über das 

weitere Vorgehen entscheiden.

Anfang 2008 wird der Bundesrat die Botschaft zur 

Legislaturplanung 2007–2011 verabschieden. Die 

vorliegenden Jahresziele sind so weit wie möglich mit 

der Botschaft abgestimmt. Der Bundesrat legt der 

Bundesversammlung mit der Botschaft die Richtli-

nien seiner Regierungspolitik für die kommenden vier 

Jahre vor.

Der Bundesrat wird zu Beginn des Jahres 2008 

den Bericht zum statistischen Mehrjahresprogramm 

2007–2011 verabschieden. Das Mehrjahrespro-

gramm bildet die Grundlage, um in den nächsten 

vier Jahren die Bundesstatistik auf bestehende und 

neue Informationsbedürfnisse auszurichten. Es gibt 

Auskunft über die wichtigen statistischen Arbeiten 

der Bundesstatistik, den jeweiligen finanziellen und 

personellen Aufwand und über die vorgesehene 

internationale Zusammenarbeit. Mit der vermehrten 

Nutzung von Registern anstatt der Durchführung 

von statistischen Erhebungen sowie dem Aufbau 

integrierter statistischer Informationssysteme wird die 

Belastung der befragten Personen und Unternehmen 

minimiert und das statistische Informationsangebot 

im Rahmen der zur Verfügung stehenden Ressour-

cen bedürfnisgerecht erweitert. Mit diesen Massnah-

men wird der Kundennutzen der Statistik verbessert.

Der Bundesrat wird im Rahmen der Strategie für eine 

Informationsgesellschaft in der Schweiz und der E-

Government-Arbeiten des Bundes einen Aktionsplan 

für den standardisierten Umgang mit elektronischen 

Daten und Dokumenten in der Bundesverwaltung 

verabschieden. Ziel ist ein umfassendes Manage-

ment der digitalen Informationen von ihrer Entste-

hung bis zur Archivierung (Information Lifecycle 

Management), mit dem Aufbau einer Informations- 

und Prozessplattform für alle Bundesstellen und 

der Standardisierung der Informationssysteme der 

Bundesverwaltung.
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Die Schuldenbremse stellt sicher, dass die ordent-

lichen Ausgaben über einen Konjunkturzyklus 

betrachtet die ordentlichen Einnahmen nicht über-

steigen. Daneben fallen allerdings punktuell immer 

wieder ausserordentliche Ausgaben an, welche nicht 

der Schuldenbremse unterstehen und zu einer Er-

höhung der Bundesschulden führen, wenn sie nicht 

durch ausserordentliche Einnahmen oder struktu-

relle Überschüsse kompensiert werden. Um dies zu 

verhindern, wird der Bundesrat dem Parlament eine 

im Gesetz verankerte Ergänzungsregel zur Schulden-

bremse vorschlagen. Diese soll konjunkturverträglich 

und flexibel konzipiert sein und gleichzeitig den 

Ausgleich des Saldos des ausserordentlichen Haus-

halts über einen mehrjährigen Zeitraum sicherstellen. 

Im ersten Halbjahr 2008 wird der Bundesrat die 

Vernehmlassung zu einem entsprechenden Ge-

setzesentwurf eröffnen und im zweiten Halbjahr die 

Botschaft verabschieden.

Mit dem Projekt Aufgabenüberprüfung will der Bun-

desrat den Haushalt langfristig stabilisieren und den 

finanzpolitischen Handlungsspielraum sicherstellen. 

Im Zeitraum 2008–2015 sollen die Ausgaben mit 

durchschnittlich höchstens 3 Prozent pro Jahr wach-

sen. Die Staatsquote wird damit stabilisiert. Mittels 

Festlegung von Prioritäten im Aufgabenportfolio des 

Bundes soll gleichzeitig die Budgetstruktur bis zum 

Zieljahr 2015 optimiert werden. Im Jahr 2008 will 

der Bundesrat zwei Teilziele erreichen. Erstens will er 

einen Beschluss über die Reformstossrichtungen zur 

Erreichung des globalen Stabilisierungsziels sowie 

der Wachstumsziele in den einzelnen Aufgabenbe-

reichen fassen und die Departemente beauftragen, 

detaillierte Reform- und Abbaumassnahmen in allen 

Aufgabenbereichen auszuarbeiten. Zweitens will er 

einen detaillierten Massnahmenkatalog verabschie-

den und diesen in einem Aktionsplan zuhanden des 

politischen Dialogs zusammenfassen, der mit den 

Kantonen, Parteien und Sozialpartnern aufgenom-

men wird.

Die Mehrwertsteuer ist die wichtigste Einnahmequelle 

des Bundes. Es hat sich gezeigt, dass das Mehr-

wertsteuergesetz mit seinen immer zahlreicheren 

Sonderregelungen in wichtigen Bereichen verbessert 

und vereinfacht werden muss. Es soll deshalb einer 

Totalrevision unterzogen werden. Gestützt auf die 

Ergebnisse der im Jahr 2007 durchgeführten Ver-

nehmlassung wird der Bundesrat im zweiten Halb-

jahr 2008 eine Botschaft zuhanden des Parlaments 

verabschieden.

Nach der Milderung der «Heiratsstrafe» steht die 

gesellschaftspolitische Frage des Systementscheids 

bei der Ehepaarbesteuerung im Mittelpunkt. Dazu 

wurden verschiedene sich teilweise widersprechende 

parlamentarische Vorstösse überwiesen (einerseits 

Einführung der Individualbesteuerung, andererseits 

Übergang zum Splittingsystem). In einem ersten 

Schritt ist daher ein Grundsatzentscheid des Par-

laments über die künftige Besteuerungsform von 

Ehepaaren erforderlich. Der Bundesrat wird in der 

ersten Jahreshälfte eine entsprechende Botschaft 

verabschieden.

Der Bundesrat wird in der ersten Jahreshälfte die 

Vernehmlassung zu einer Sanierungsvorlage für die 

Pensionskasse der SBB durchführen und danach 

über das weitere Vorgehen entscheiden. Die Kasse 

befindet sich seit einigen Jahren in Unterdeckung. 

Das Sanierungskonzept der SBB für die aktiven 

Versicherten beinhaltet neben dem Wechsel zum 

Beitragsprimat die Sanierung aus Mitteln der SBB im 

Umfang von rund 1,5 Milliarden. Der Deckungsgrad 

verbesserte sich damit Ende 2006 von 86,5 auf 94,5 

Prozent. Für die Sanierung des Alters- und IV-Rent-

neranteils wird mit Varianten einer Bundesunterstüt-

zung gearbeitet: bis zu 2,9 Milliarden, 1,4 Milliarden 

oder 0,7 Milliarden. Ausserdem wird eine Variante 

ohne Beteiligung des Bundes dargestellt.

Im Rahmen der Bundesverwaltungsreform 

2005/2007 hat der Bundesrat eine Revision des 

Bundespersonalgesetzes in die Wege geleitet mit 

dem Ziel, dieses zu vereinfachen und die Rege-
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lungsdichte in Personalangelegenheiten und im 

Personalrecht abzubauen. Insbesondere sollen 

die Kündigungsgründe flexibler geregelt, das Ent-

scheid- und Streiterledigungsverfahren vereinfacht 

und die Möglichkeiten für die Anstellung von ganzen 

Personalkategorien und Personen nach dem Obliga-

tionenrecht erweitert werden. Zudem sollen Steue-

rungs- und Controllingmassnahmen im Personalma-

nagement gestärkt werden. Im ersten Halbjahr 2008 

wird der Bundesrat das Vernehmlassungsergebnis 

zur Kenntnis nehmen und über das weitere Vorge-

hen entscheiden. Schliesslich wird er Ende 2008 die 

Botschaft zur Revision des Bundespersonalgesetzes 

verabschieden.

Ziel 4

 Zusatzbotschaft zur Bahnreform 2, Teilpaket Interoperabilität

� �Botschaft zur Änderung des Luftfahrtgesetzes

 Botschaft zur Revision des Bundesbeschlusses über das Nationalstrassennetz

 �Bericht über die Schifffahrtspolitik des Bundes

�� Vernehmlassung zur Revision der Postgesetzgebung

� �Bericht zur Bundesbeteiligung am Unternehmen Swisscom AG

Leistungsfähigkeit und Nutzung der Infrastruktur optimieren

Die Vorlage zur Bahnreform 2 wurde 2005 vom 

Parlament zurückgewiesen. Dabei waren einige 

Teilbereiche unbestritten, andere bedurften noch 

vertiefter Abklärungen. Die Inhalte der Bahnreform 

2 werden nun gestaffelt in mehreren Teilbotschaften 

unterbreitet. Eine erste Zusatzbotschaft zur Revision 

der Erlasse über den öffentlichen Verkehr (RöVe) 

hat der Bundesrat 2006 verabschiedet. Die in der 

zweiten Hälfte 2008 vorgesehene Zusatzbotschaft 

umfasst insbesondere das Teilpaket Interoperabilität. 

Es beinhaltet Erleichterungen des grenzüberschrei-

tenden Güterverkehrs auf der Schiene durch einheit-

liche technische Vorschriften und Verfahren sowie 

die Sicherstellung des diskriminierungsfreien Netzzu-

ganges für Eisenbahnunternehmen.

In der zweiten Jahreshälfte wird der Bundesrat 

eine Botschaft zur Änderung des Luftfahrtgesetzes 

verabschieden. Es handelt sich um die erste von 

drei aufeinander abgestimmten Teilrevisionen. Sie 

beinhaltet zum einen die Umsetzung der Leitsätze 

für die künftige Luftfahrtpolitik, wie sie im Bericht 

über die Luftfahrtpolitik der Schweiz 2004 formuliert 

sind. Zum anderen dient die Revision dazu, präzisere 

Rechtsgrundlagen für die Aufsichtstätigkeit des BAZL 

zu schaffen sowie das Luftfahrtgesetz an das heutige 

rechtliche Umfeld anzupassen. Im Einzelnen werden 

Grundsätze für die Gebührenerhebung auf Flugplät-

zen erlassen, die Grundlagen für die Finanzierung 

der Flugsicherung neu geregelt und die Aufteilung 

der Security-Kosten (hoheitlich/nicht hoheitlich) 

definiert. Weitere Neuerungen betreffen rechtliche 

Anpassungen für die Erhebung von Aufsichtsge-

bühren sowie für die Flugunfalluntersuchungen. Die 

beiden Unfalluntersuchungsstellen für Flugunfälle 

und für Unfälle im Bahn- und Schiffsverkehr werden 

zusammengelegt.

Das Nationalstrassennetz muss angepasst werden, 

weil die Planung der Nationalstrassen in den Grund-
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zügen aus den späten 50er Jahren des letzten Jahr-

hunderts stammt und nicht mehr in allen Belangen 

den heutigen und künftigen Bedürfnissen des moto-

risierten Individualverkehrs entspricht. Der Sachplan 

Verkehr, Teil Programm, legt auf der Grundlage von 

funktionellen Kriterien fest, welche Strassenverbin-

dungen in Zukunft Bestandteil des Nationalstras-

sennetzes bilden sollen. Zur rechtlichen Umsetzung 

der sich daraus ergebenden Ausweitung des Netzes 

bedarf es einer Anpassung des Bundesbeschlusses 

aus dem Jahr 1960. Die entsprechende finanzielle 

Mehrbelastung des Bundes wird im Rahmen weiterer 

Aufgabenentflechtungen im Strassenbereich kom-

pensiert. Im Anschluss an die Vernehmlassung wird 

der Bundesrat in der zweiten Jahreshälfte 2008 eine 

Botschaft verabschieden.

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr einen 

Bericht zur Schifffahrtspolitik erstellen (ähnlich 

jenem zur Luftfahrtpolitik), darin eine umfassende 

Lageanalyse vornehmen und mögliche Massnahmen 

zur Ausschöpfung von brachliegenden Transport-

potenzialen der Schifffahrt vorschlagen. Während 

der Gütertransport in Westeuropa zu Lande man-

chenorts an Kapazitätsgrenzen stösst, bestehen auf 

den Binnenwasserstrassen erhebliche Potenziale für 

kostengünstigen und umweltfreundlichen Transport 

von Massengütern und Containern.

Der Bundesrat wird anfangs Jahr die Vernehmlas-

sungsvorlage zur Totalrevision der Postgesetzgebung 

(PG und POG) verabschieden. Im Zentrum steht 

die Festlegung weiterer Schritte zur Öffnung des 

Postmarktes. Die Grundversorgung mit Dienstleis

tungen des Post- und Zahlungsverkehrs und ihre 

Finanzierung sollen gewährleistet werden. Durch eine 

entsprechende Anpassung des Postorganisationsge-

setzes soll die Schweizerische Post die notwendigen 

unternehmerischen Freiheiten erhalten, um im 

Wettbewerb mit anderen Postdienstanbieterinnen 

konkurrenzfähig zu sein.

In der ersten Jahreshälfte 2008 wird der Bundesrat 

den Bericht zur Bundesbeteiligung am Unternehmen 

Swisscom AG verabschieden. Dieser wird neben 

der Frage der Zusammensetzung des zukünftigen 

Aktionariats insbesondere auf die Sicherstellung der 

Grundversorgung, der Wahrung der sicherheitspoli-

tischen Interessen und der Staatsunabhängigkeit der 

Medien eingehen. Auf der Auslegeordnung aufbau-

end werden die Vorstellungen des Bundesrates für 

das weitere Vorgehen skizziert.
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2	 	 Die Sicherheit gewähr-
	 	 leisten
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Ziel 5

 �Botschaft zum Strafbehördenorganisationsgesetz des Bundes

� �Änderung der Waffenverordnung

Der Gewaltanwendung und der Kriminalität vorbeugen und diese bekämpfen

Ende 2005 hat der Bundesrat die Botschaft zur ge-

samtschweizerischen Vereinheitlichung des Strafpro-

zessrechts verabschiedet. Die Strafprozessordnung 

(StPO) wird auch für den Bund gelten und das Ge-

setz über die Bundesstrafrechtspflege ersetzen. Da 

die StPO vor allem Verfahrensregeln enthält und die 

Organisation der Strafbehörden den Kantonen und 

dem Bund überlässt, muss der Bund in einem for-

mellen Gesetz seine Behördenorganisation festlegen. 

Dabei wird er gestützt auf die Vorgaben der StPO 

Abweichungen von der heutigen Behördenstruktur 

vorsehen müssen. Unter anderem ist geplant, das 

eidgenössische Untersuchungsrichteramt abzuschaf-

fen. Der Bundesrat wird die Botschaft zum Strafbe-

hördenorganisationsgesetz in der zweiten Hälfte des 

Jahres 2008 verabschieden.

Die für die zweite Jahreshälfte vorgesehene Re-

vision der Waffenverordnung ergibt sich aus der 

2007 erfolgten Änderung des Waffengesetzes. Bei 

der praktischen Anwendung des erst 1999 in Kraft 

getretenen Gesetzes hatten sich Lücken gezeigt, die 

mit der letztjährigen Revision geschlossen wurden. 

Verbessert werden kann nun die Prävention beim 

Missbrauch von Waffen. Soft-Air-, CO2-, Druckluft-, 

Schreckschuss- und Imitationswaffen, die bislang 

frei erhältlich waren, fallen nun unter die Waffen-

gesetzgebung. In der Verordnung ist zu konkreti-

sieren, unter welchen Umständen ein Verbot des 

missbräuchlichen Tragens gefährlicher Gegenstände 

angezeigt ist.

Ziel 6

 Botschaften zur Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstandes 

� �Vernehmlassung zum Zusammenarbeitsvertrag zwischen der Schweiz und Eurojust

Internationale Zusammenarbeit im Justiz- und Polizeibereich verstärken

Der Bundesrat wird im Verlaufe des Jahres über 

verschiedene Weiterentwicklungen des Schengen/

Dublin-Besitzstandes befinden, welche die EU der 

Schweiz seit der Unterzeichnung der Abkommen 

2004 notifiziert hat. Sofern in der EU der Ratifikati-

onsprozess zu den Schengen/Dublin-Assoziierungs-

abkommen im Jahr 2008 abgeschlossen wird, kann 

der Bundesrat in diesem Jahr die für das Bestehen 

der Schengen-Evaluation notwendigen Massnah-

men treffen. Die Übernahme von Weiterentwick-

lungen (neue Rechtsakte) durch die Schweiz wird 

in Vereinbarungen mit der EU geregelt, die teilweise 

dem Parlament zur Genehmigung zu unterbreiten 

sind. Der Bundesrat wird 2008 drei Botschaften 

überweisen. Die erste betrifft die Verbesserung der 

Zusammenarbeit zwischen den Strafverfolgungsbe-
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hörden der Schengen-Staaten. Die Vereinbarungen 

müssen in der Form eines Bundesgesetzes in das 

nationale Recht übernommen werden. In der zweiten 

Botschaft beantragt der Bundesrat die Zustimmung 

zur Einrichtung der Grenzschutzagentur FRONTEX, 

welche die Zusammenarbeit zwischen den Mitglieds-

staaten im Bereich des Aussengrenzenschutzes ver-

bessert. Ebenfalls eine Weiterentwicklung des Schen-

gen-Acquis beinhaltet die dritte Botschaft, bei der es 

um den Schutz personenbezogener Daten geht, die 

im Rahmen der polizeilichen und justiziellen Zusam-

menarbeit in Strafsachen verarbeitet werden.

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr die Ver-

nehmlassung zur Ratifikation des Zusammenar-

beitsvertrags im internationalen Strafjustizbereich 

Eurojust eröffnen. Die europäische Justizbehörde 

Eurojust (Europäische Einheit für justizielle Zusam-

menarbeit) wurde 2002 von der EU geschaffen, 

um die grenzüberschreitende Zusammenarbeit der 

nationalen Justizbehörden bei der Bekämpfung der 

schweren Kriminalität zu verstärken. Sie koordiniert 

die Ermittlungen und Strafverfolgungen der einzel-

nen Mitgliedstaaten und erleichtert die internationale 

Rechtshilfe sowie die Erledigung von Auslieferungs-

ersuchen. Die Schweiz arbeitet schon heute in 

Einzelfällen mit Eurojust zusammen. Der Bundesrat 

beabsichtigt, im Vertrag diese Zusammenarbeit zu 

institutionalisieren.

Ziel 7

 Entscheide zur sicherheitspolitischen Strategie  

� �Entscheide betreffend Schaffung eines Sicherheitsdepartements

 Botschaft zur Änderung der Militärgesetzgebung   

� �Bericht über eine Bewilligungs- oder Registrierungspflicht für private Militär- und Sicherheitsfirmen, die in ausländischen Krisenge-

bieten tätig sind

 Botschaft zur Revision des Zivildienstgesetzes und des Bundesgesetzes über die Wehrpflichtersatzabgabe 

� �Bericht über Massnahmen zur Verbesserung der Situation des militärischen Personals

Sicherheitspolitik umsetzen

Der Bundesrat wird im Sommer 2008 über die 

sicherheitspolitische Strategie der Schweiz beraten 

und anschliessend entscheiden, in welcher Form er 

gegenüber der Bundesversammlung berichten wird, 

entweder durch die Aktualisierung seines Berichts 

von 1999 (SIPOL B 2000) oder mit einem grundle-

gend neuen sicherheitspolitischen Bericht.

Aufgrund der zunehmenden Komplexität der Be-

drohungslage und des entsprechend wachsenden 

Koordinations- und Kooperationsbedarfs zwischen 

den im Sicherheitsbereich tätigen Organisationsein-

heiten hat der Bundesrat dem EJPD und dem VBS, 

gegebenenfalls unter Einbezug des EFD, den Auftrag 

erteilt, Lösungen betreffend die Schaffung eines 

Sicherheitsdepartements zu finden. Der Bundesrat 

wird in der ersten Jahreshälfte entscheiden, welche 

sicherheitspolitisch relevanten Bereiche in einem 

Sicherheitsdepartement vereint werden könnten.

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr die Botschaft 

zur Änderung der Militärgesetzgebung (Militär-
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gesetz und Bundesgesetz über die militärischen 

Informationssysteme) verabschieden. Dabei geht es 

im Wesentlichen um die Neuregelung der Ausbil-

dung und des Einsatzes der Armeeangehörigen im 

Ausland, um die Änderung des parlamentarischen 

Genehmigungsverfahrens bei Friedensförderungs- 

und Assistenzdiensten sowie um die Schaffung 

formell-gesetzlicher Grundlagen für die militärischen 

Informationssysteme mit besonders schützenswerten 

Personendaten und Persönlichkeitsprofilen.

Der Bundesrat nimmt im ersten Halbjahr Kennt-

nis vom Bericht über die Prüfung der Einführung 

einer Bewilligungs- oder Registrierungspflicht für 

private Militär- und Sicherheitsfirmen mit Bezug zur 

Schweiz, die in Konflikt- oder Krisengebieten im 

Ausland tätig sind. In diesem Bericht werden die Vor- 

und Nachteile der Einführung einer solchen Pflicht 

dargestellt. Der Bundesrat entscheidet gestützt 

darauf über das weitere Vorgehen.

Der Bundesrat wird in der ersten Jahreshälfte die 

Botschaft zur Revision des Zivildienstgesetzes und 

des Bundesgesetzes über die Wehrpflichtersatzab-

gabe verabschieden und darin eine vereinfachte Zu-

lassung zum Zivildienst beantragen. Damit wird das 

bisherige Zulassungsverfahren zum Zivildienst, bei 

dem alle Gesuchsteller von einer Kommission ange-

hört werden, abgeschafft. Das vereinfachte Verfahren 

stützt sich auf den Tatbeweis und sieht nur aus-

nahmsweise eine Anhörung vor. Gleichzeitig sollen 

die Vollzugsnormen des Zivildienstrechts vereinfacht 

und die Wehrpflichtersatzabgabe erhöht werden.

Der Bundesrat wird in der zweiten Jahreshälfte einen 

Bericht mit Massnahmen zur Verbesserung der Lage 

des militärischen Personals verabschieden. Insbe-

sondere geht es um die Steigerung der Attraktivität 

des Militärberufes, die Gewinnung eines genügenden 

Bestandes und um die Einsatzplanung. Damit folgt 

der Bundesrat den Empfehlungen, die die Geschäfts-

prüfungskommission des Nationalrates in ihrem Be-

richt vom 10. Oktober 2006 gemacht hat.
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3	 	 Die gesellschaftliche 
	 	 Kohäsion stärken
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Ziel 8

 Botschaft über die Finanzierung der öffentlich-rechtlichen Vorsorgeeinrichtungen

� �Botschaft zur Revision des Unfallversicherungsgesetzes

Sozialwerke sanieren und sichern

Der Bundesrat wird in der ersten Jahreshälfte eine 

Botschaft über die Finanzierung der öffentlich-

rechtlichen Vorsorgeeinrichtungen vorlegen. Stoss

richtung ist die vollständige Ausfinanzierung aller 

öffentlich-rechtlichen Vorsorgeeinrichtungen in der 

Schweiz, soweit diese noch im System der Teilkapi-

talisierung geführt werden. Die vollständige Ausfi-

nanzierung soll innert 30 Jahren ab Inkrafttreten der 

Neuregelung erreicht sein. Bis zur Ausfinanzierung 

gelten im Vergleich zu heute strengere finanzielle 

Rahmenbedingungen (Modell eines differenzierten 

Zieldeckungsgrads). Im Übrigen strebt der Bundesrat 

die rechtliche und organisatorische Selbständigkeit 

der öffentlich-rechtlichen Vorsorgeeinrichtungen 

an, indem diese aus den öffentlichen Verwaltungen 

ausgegliedert werden.

Im September 2007 hat der Bundesrat die Ergeb-

nisse der Vernehmlassung zur Revision des Unfall-

versicherungsgesetzes zur Kenntnis genommen und 

über das weitere Vorgehen entschieden. Er will am 

bisherigen Konzept von zwei Vorlagen festhalten. 

Die eine Vorlage beinhaltet Anpassungen bezüglich 

Leistungen (namentlich zur Vermeidung von Über-

versicherungen) sowie bezüglich Finanzierung und 

Organisation der obligatorischen Unfallversicherung, 

soweit alle UVG-Versicherer betroffen sind. Weiter soll 

sie die Unfallversicherung von arbeitslosen Personen 

im UVG verankern. Die andere Vorlage hat Fragen 

zum Gegenstand, die ausschliesslich die SUVA be-

treffen. Dabei werden die Organisation der SUVA, die 

Verantwortlichkeit ihrer Organe, die Aufsicht sowie 

der Tätigkeitsbereich und die Nebentätigkeiten der 

SUVA konkreter ausgestaltet. Der Bundesrat wird die 

Botschaft im Frühjahr 2008 verabschieden.

Ziel 9

 Vernehmlassung zur gesetzlichen Neuregelung von Prävention und Gesundheitsförderung

� �Kosteneindämmung in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung

Gesundheitskosten eindämmen – Gesundheit fördern

In der zweiten Jahreshälfte wird der Bundesrat die 

Vernehmlassung zu den neuen gesetzlichen Grund-

lagen für Prävention und Gesundheitsförderung 

eröffnen. Ziel der Vorlage ist es, die bestehende 

Strukturschwäche in diesem Bereich zu überwinden, 

die Koordination und Effizienz der bereits laufenden 

Aktivitäten zu verbessern und die Präventionsstruk-

turen des Bundes nach definierten Grundsätzen der 

Corporate Governance neu auszugestalten. Gleichzei-

tig sind die Grundlagen zu schaffen, damit der Bund 
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auch in der Bekämpfung von stark verbreiteten und 

bösartigen nichtübertragbaren Krankheiten (nach 

Massgabe von Art. 118 Abs. 2 Bst. b der Bundesver-

fassung) aktiv werden kann.

In der sozialen Krankenversicherung werden 

Leistungen vergütet, die von zugelassenen Leistungs-

erbringern erbracht werden und die wirksam, 

zweckmässig und wirtschaftlich sind. Dabei gibt das 

Krankenversicherungsgesetz Rahmenregelungen vor, 

die auf Verordnungsstufe von Bundesrat und De-

partement konkretisiert werden. Der Bundesrat wird 

seinen Spielraum zur Kosteneindämmung ausnützen 

und prüfen, bei welchen Umsetzungsentscheiden ein 

Kostensenkungspotenzial besteht und dieses aus-

schöpfen. Diese Prüfung wurde bei den Arzneimitteln 

bereits erfolgreich gestartet und soll auch in anderen 

Leistungsbereichen dazu führen, dass die Vergütung 

möglichst effizient und zu den günstigsten Kosten bei 

mindestens gleich hoher Qualität wie bisher erfolgt.

Ziel 10

 Berichte betreffend Jugendgewalt und Gewalt im sozialen Nahraum

� �Vernehmlassungsergebnisse zum Sportförderungsgesetz und zum Bundesgesetz über die Informationssysteme des Bundes im 

Bereich Sport

 Vernehmlassung über eine Teilrevision des ZGB (Vorsorgeausgleich und Kinderbelange)

 �Bericht über verschiedene Modelle von Behörden mit Untersuchungs- und Durchsetzungskompetenzen zur Förderung der Gleichstel-

lung von Frau und Mann im Erwerbsleben

�� Umsetzungsentscheide für eine verbesserte Integration von Ausländerinnen und Ausländern

Gesellschaftlichen Zusammenhalt fördern

Jugendgewalt und Jugendkriminalität scheinen in 

den letzten Jahren zugenommen zu haben. Auf-

grund zweier Postulate wird der Bundesrat einen 

Bericht vorlegen, der vertieft auf die Problematik der 

Jugendgewalt eingeht, die Ursachen beleuchtet und 

konkrete Massnahmen auf gesellschaftlicher und 

politischer Ebene vorschlägt. Zugleich wird er einen 

Bericht vorlegen, der über die Ursachen von Gewalt 

im sozialen Nahraum informiert, die bereits ergrif-

fenen Massnahmen darstellt und Empfehlungen an 

die verschiedenen Akteure enthält.

Der Bundesrat wird in der zweiten Jahreshälfte die 

Vernehmlassungsergebnisse zur Totalrevision des 

Bundesgesetzes über die Förderung von Turnen und 

Sport (Sportförderungsgesetz) und zum Bundesge-

setz über die Informationssysteme im Bereich Sport 

(Datenschutz) zur Kenntnis nehmen und über das 

weitere Vorgehen entscheiden. Die Gesellschaft sieht 

sich heute mit Entwicklungen konfrontiert, die nach 

angepassten Handlungsinstrumentarien verlangen. 

Diesem Umstand trägt das neue Sportförderungsge-

setz Rechnung. Verstärkt eingebunden werden sollen 

zudem die verschiedenen Partner, Kantone, Gemein-

den und Private.

Der Bundesrat wird die Vernehmlassung über eine 

Teilrevision des Zivilgesetzbuches eröffnen. Dabei 

geht es einerseits um die Klärung verschiedener 

umstrittener Punkte bei der Teilung der beruflichen 

Vorsorge bei Scheidung (Vorsorgeausgleich) und an-

dererseits um Vorschläge zur besseren Verankerung 
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des gemeinsamen Sorgerechts für Kinder.

Der Bundesrat wird vom Bericht über verschiedene 

Modelle von Behörden mit Untersuchungs- und 

Durchsetzungskompetenzen zur Förderung der 

Gleichstellung von Frau und Mann im Erwerbsleben 

Kenntnis nehmen und gestützt darauf über Hand-

lungsbedarf und weiteres Vorgehen entscheiden.

Die vom Bundesrat im Jahr 2007 verabschiedeten 

Massnahmen für eine verbesserte Integration von 

Ausländerinnen und Ausländern, insbesondere von 

Jugendlichen, werden 2008 in Zusammenarbeit mit 

den Kantonen und Dritten laufend umgesetzt und auf 

ihre Wirksamkeit hin überprüft. Es geht um Mass-

nahmen in den Bereichen Sprache, Berufsbildung, 

Arbeit, soziale Sicherheit oder gesellschaftliche Inte-

gration in Wohngebieten. Zudem werden in Zusam-

menarbeit mit Kantonen und Dritten weitere neue 

Massnahmen und Strategien entwickelt.
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4	 	 Die Ressourcen nach-
	 	 haltig nutzen
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Ziel 11

 Weiterentwicklung der Energiestrategie

Energieversorgung sicherstellen

Der Bundesrat wird 2008 über die weiteren Schritte 

in der Energiepolitik entscheiden. Zielsetzung der 

Energiestrategie ist die Gewährleistung der mit-

tel- und langfristigen Versorgungssicherheit unter 

Berücksichtigung der Wirtschaftlichkeit und des 

Klimaschutzes. Gestützt auf seine energiepolitischen 

Grundsätze (Energieeffizienz, erneuerbare Energien, 

Grosskraftwerke und Energieaussenpolitik) wird der 

Bundesrat erste konkrete Vorschläge auf Verord-

nungsstufe zur Vernehmlassung unterbreiten. Zudem 

wird der Bundesrat die Strategie für eine verstärkte 

Energieaussenpolitik verabschieden und sich mit den 

Möglichkeiten zur Beschleunigung von Bewilligungs-

verfahren befassen.

Ziel 12

 Vernehmlassung zum Nachfolgeerlass des CO2-Gesetzes

� �Vernehmlassung zur Revision des Raumplanungsgesetzes

Schonender Umgang mit den natürlichen Ressourcen

Das CO2-Gesetz muss Ende 2012 abgelöst werden. 

Es verpflichtet den Bundesrat, der Bundesversamm-

lung rechtzeitig Vorschläge zu Reduktionszielen für 

die Zeit nach 2012 zu unterbreiten. Der Bundesrat 

wird 2008 die Vernehmlassung zu einer Nachfolge-

vorlage zum CO2-Gesetz eröffnen.

Der Bundesrat wird in der zweiten Jahreshälfte die 

Vernehmlassung zu einer Revision des Raumpla-

nungsgesetzes eröffnen. Die Vorlage verfolgt das Ziel, 

die Zersiedelung im Interesse einer haushälterischen 

Bodennutzung einzudämmen und die Ansprüche an 

den Raum besser aufeinander abzustimmen. Mit der 

Revision sollen unter anderem die gesetzliche Grund-

lage für das Raumkonzept Schweiz geschaffen, die 

Bundesplanungen sowie die kantonalen Richtpläne 

gestärkt und die Städte und Agglomerationen auf 

geeignete Weise im Raumplanungsgesetz verankert 

werden.
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5	 	 Die Stellung der Schweiz
	 	 in einer vernetzten Welt
	 	 festigen
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Ziel 13

� �Botschaften betreffend Weiterführung des Personenfreizügigkeitsabkommens und betreffend Ausdehnung dieses Abkommens auf 

Rumänien und Bulgarien

� �Entscheid über den Beitrag der Schweiz an Bulgarien und Rumänien zur Verringerung der wirtschaftlichen und sozialen Ungleich-

heiten in der erweiterten EU und gegebenenfalls Botschaft für einen entsprechenden Rahmenkredit

� �Bericht über die Auswirkungen der Personenfreizügigkeit

� Aushandlung weiterer bilateraler Verträge

Konsolidierung der Beziehungen zur EU

Der Bundesrat wird dem Parlament in der ersten 

Jahreshälfte die Botschaft betreffend Weiterführung 

des bis Mai 2009 gültigen Personenfreizügigkeits-

abkommens mit der EU unterbreiten. Überdies wird 

er das Protokoll zur Ausdehnung des Personenfrei-

zügigkeitsabkommens auf Rumänien und Bulgarien 

unterzeichnen und dem Parlament nach Möglichkeit 

im ersten Halbjahr 2008 mit der entsprechenden 

Botschaft zur Genehmigung vorlegen.

Der Bundesrat wird das Gesuch der Europäischen 

Kommission für die Finanzierung eines Erweiterungs-

beitrags für Rumänien und Bulgarien, die am 1. 

Januar 2007 der EU beigetreten sind, voraussicht-

lich 2008 beantworten und, falls Eintreten auf das 

Gesuch beschlossen wird, Gespräche zum Abschluss 

eines Memorandum of Understanding zwischen der 

Europäischen Kommission und der Schweiz veran-

lassen. Eine Unterstützung Bulgariens und Rumäni-

ens – analog zum Erweiterungsbeitrag (Kohäsions-

beitrag) zu Gunsten der zehn EU-Beitrittstaaten von 

2004 – ist auf der Grundlage des Bundesgesetzes 

über die Zusammenarbeit mit den Staaten Osteuro-

pas grundsätzlich möglich.

Als zusätzliche Grundlage im Zusammenhang mit 

der Weiterführung des Personenfreizügigkeitsab

kommens wird der Bundesrat dem Parlament im 

ersten Halbjahr den 4. Bericht des Observatoriums 

zum Personenfreizügigkeitsabkommen überweisen, 

der die bisherigen Erfahrungen mit der Zuwande-

rung für die Periode vom 1. Juni 2002 bis zum  

31. Dezember 2007 darlegt und die Auswirkungen 

des Personenfreizügigkeitsabkommens auf den 

Schweizer Arbeitsmarkt in Bezug auf die Erwerbs-

tätigkeit, die Beschäftigung, die Arbeitslosenzahlen 

und die Lohnentwicklung präsentiert. Der 4. Bericht 

wird ein zusätzliches Kapitel enthalten, das die Erfah-

rungen und Auswirkungen im Bereich der Sozialver-

sicherungen in der Schweiz behandelt.

Der Bundesrat wird auf weiteren Gebieten das Ge-

spräch mit der EU fortsetzen. So wird er im Bereich 

der Elektrizität die Verhandlungen weiterführen und 

allenfalls abschliessen. In Bereichen von gemein-

samen Interessen (z.B. Agrarfreihandel, öffentliche 

Gesundheit, Galileo, etc.) wird er exploratorische 

Gespräche führen, gegebenenfalls Verhandlungs-

mandate verabschieden und neue Verhandlungen 

aufnehmen.
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Ziel 14

� �Botschaft zum Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Immunität der Staaten und ihres Vermögens vor der Gerichtsbarkeit

� �Botschaft zum Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen

� Genehmigung des Abschlusses von Absichtserklärungen zur Stärkung der bilateralen Beziehungen (Strategiepapiere)

� Botschaft zum Immobilienprojekt «site unique» der WTO in Genf

Multilaterales Regelwerk gestalten

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr die Botschaft 

zum Übereinkommen der Vereinten Nationen vom 

2. Dezember 2004 über die Immunität der Staaten 

und ihres Vermögens vor der Gerichtsbarkeit verab-

schieden. Das Übereinkommen regelt die Tragweite 

der Immunität der Staaten vor der Gerichtsbarkeit 

anderer Staaten zum ersten Mal auf universeller 

Ebene. Eine weltweit einheitliche Regelung in dieser 

Frage erhöht die Rechtssicherheit und liegt auch im 

Interesse der Schweiz.

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr die Botschaft 

zum Seerechtsübereinkommen der Vereinten Natio-

nen vom 10. Dezember 1982 verabschieden. Bei der 

Ratifikation dieses Übereinkommens geht es um den 

Beitritt der Schweiz zu einem wichtigen internationa-

len Instrument zur Sicherheit der Seeschifffahrt, zum 

Schutze der Meeresumwelt und zur nachhaltigen 

Nutzung der Meeresressourcen.

Der Bundesrat wird das Netz an privilegierten Part-

nerschaften, das er im Jahr 2005 beschlossen hat, 

vervollständigen. Dazu sieht er vor, weitere bilaterale 

Absichtserklärungen (Memoranda of Understan-

ding – MOU’s) zu genehmigen. Damit sollen die 

bilateralen Beziehungen zu besonders wichtigen 

Partnerländern der Schweiz vertieft und systema-

tisiert werden, um die schweizerischen Interessen 

besser wahrnehmen zu können. Gleichzeitig wird die 

universalistisch geprägte Aussenpolitik der Schweiz, 

die grundsätzlich gute Beziehungen zu allen Ländern 

anstrebt und der Neutralität verpflichtet ist, weiterge-

führt.

Die Politik der Schweiz als Gaststaat internationaler 

Organisationen und Konferenzen ist ein wichtiges 

Instrument der Schweizer Aussenpolitik und ein 

Schlüsselelement zur Positionierung der Schweiz im 

internationalen Kontext. Die Attraktivität des interna-

tionalen Genf, eines der weltweit wichtigsten Zen-

tren internationaler Zusammenarbeit, ist in diesem 

Zusammenhang von zentraler Bedeutung. Eine der 

thematisch tragenden Säulen des internationalen 

Genf ist der Welthandel. Entsprechend wichtig ist die 

Tatsache, dass die Welthandelsorganisation (WTO) 

ihren Sitz in Genf hat. Der Immobilienpark der WTO 

muss jedoch den aktuellen Bedürfnissen der Orga-

nisation angepasst werden; der Sitz der Organisation 

soll an einem Standort konzentriert werden («site 

unique»). Der Bundesrat wird die Botschaft zum Im-

mobilienprojekt der Welthandelsorganisation in Genf 

im zweiten Halbjahr verabschieden.
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Ziel 15

Keine Geschäfte

Friedensförderung und Konfliktprävention

Ziel 16

 �Botschaft über die Weiterführung der technischen Zusammenarbeit und der Finanzhilfe zu Gunsten von Entwicklungsländern 

2008–2011

� �Botschaft über die Weiterführung der Finanzierung von wirtschafts- und handelspolitischen Massnahmen im Rahmen der Entwick-

lungszusammenarbeit

 Botschaft für einen Rahmenkredit zur Finanzierung der multilateralen Entschuldungsmassnahmen

Armutsreduktion

Zur Weiterführung des schweizerischen Engage-

ments für die Armutsreduktion legt der Bundesrat 

im ersten Halbjahr die Botschaft zum Rahmenkredit 

über die Weiterführung der technischen Zusammen-

arbeit und der Finanzhilfe zu Gunsten von Entwick

lungsländern sowie die Botschaft zum siebten 

Rahmenkredit Süd für wirtschafts- und handelspoli-

tische Massnahmen im Rahmen der Entwicklungs-

zusammenarbeit für einen Zeitraum von mindestens 

fünf Jahren vor.

Der Bundesrat hat im Mai 2007 beschlossen, dass 

sich die Schweiz an der multilateralen Entschul-

dungsinitiative (MDRI) mit einem nicht rückzahl-

baren Beitrag von 32,4 Millionen Franken für die 

Phase I (2006–2007) beteiligt. Er hat weiter be-

schlossen, dass für das finanzielle Engagement der 

Schweiz für die Phase II (2008–2015) ab 2008 im 

Kontext der künftigen Planung separate Rahmenkre-

dite beantragt werden. Ein entsprechender Antrag für 

die Finanzierung der Phase II wird dem Parlament im 

ersten Halbjahr 2008 unterbreitet werden.
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Wichtigste geplante Parlamentsgeschäfte 2008

1 Den Wirtschaftsstandort Schweiz stärken

Ziel 1 Wettbewerb im Binnenmarkt verstärken und Rahmenbedingungen verbessern 1. Halbjahr 2008 2. Halbjahr 2008

Botschaft zur Teilrevision des Bundesgesetzes über technische Handelshemmnisse X

Botschaft zum Bundesgesetz über die Produktsicherheit X

Botschaft zur Änderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes (Finanzierung der 

Arbeitslosenversicherung)

X

Botschaft zur Verbesserung des Schutzes der «Marke Schweiz» X

Botschaft über die Änderung des Bundesgesetzes über die Freizügigkeit der 

Anwältinnen und Anwälte (Pflichten und Rechte von rechtsberatend oder forensisch 

tätigen Angestellten)

X

Botschaft zur Eidgenössischen Volksinitiative «Gegen Tierquälerei und für einen 

besseren Rechtsschutz der Tiere (Tierschutzanwalt-Initiative)»

X

Botschaft zur Eidgenössischen Volksinitiative «für ein Verbot von Kriegsmaterial-

Exporten»

X

Ziel 2 Bildung, Forschung und Innovation fördern

Botschaft zum Bundesgesetz über die Förderung der Hochschulen und die Koordi-

nation im schweizerischen Hochschulbereich

X

Botschaft zur Finanzierung der offiziellen Teilnahme der Schweiz an den Bildungs-, 

Berufsbildungs- und Jugendprogrammen der EU in den Jahren 2009–2013

X

Botschaft zur Teilrevision des Forschungsgesetzes (KTI) X

Botschaft zum Bundesgesetz über die Weiterbildung (Weiterbildungsgesetz) X

Botschaft zum Bundesgesetz über die Forschung am Menschen X

Botschaft zur Genehmigung der Briefwechsel zwischen der Schweiz und Euratom 

betreffend der schweizerischen Teilnahme am Fusionsforschungsprojekt ITER

X

Bericht über die Qualitätssicherung bei der Förderung der Universitäten (in Erfül-

lung des Po. David 05.3595)

X

Ziel 3 Handlungsfähigkeit des Staates und Attraktivität des Steuersystems stärken: 
Ausgleich des Bundeshaushalts nachhaltig sicherstellen und Steuerreformen 
weiterführen

Botschaft zur Legislaturplanung 2007–2011 X

Botschaft über die Einführung einer Ergänzungsregel zur Schuldenbremse X

Botschaft zur Vereinfachung des Systems der Mehrwertsteuer X
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1 Den Wirtschaftsstandort Schweiz stärken

Ziel 1 Wettbewerb im Binnenmarkt verstärken und Rahmenbedingungen verbessern 1. Halbjahr 2008 2. Halbjahr 2008

Botschaft zur Teilrevision des Bundesgesetzes über technische Handelshemmnisse X

Botschaft zum Bundesgesetz über die Produktsicherheit X

Botschaft zur Änderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes (Finanzierung der 

Arbeitslosenversicherung)

X

Botschaft zur Verbesserung des Schutzes der «Marke Schweiz» X

Botschaft über die Änderung des Bundesgesetzes über die Freizügigkeit der 

Anwältinnen und Anwälte (Pflichten und Rechte von rechtsberatend oder forensisch 

tätigen Angestellten)

X

Botschaft zur Eidgenössischen Volksinitiative «Gegen Tierquälerei und für einen 

besseren Rechtsschutz der Tiere (Tierschutzanwalt-Initiative)»

X

Botschaft zur Eidgenössischen Volksinitiative «für ein Verbot von Kriegsmaterial-

Exporten»

X

Ziel 2 Bildung, Forschung und Innovation fördern

Botschaft zum Bundesgesetz über die Förderung der Hochschulen und die Koordi-

nation im schweizerischen Hochschulbereich

X

Botschaft zur Finanzierung der offiziellen Teilnahme der Schweiz an den Bildungs-, 

Berufsbildungs- und Jugendprogrammen der EU in den Jahren 2009–2013

X

Botschaft zur Teilrevision des Forschungsgesetzes (KTI) X

Botschaft zum Bundesgesetz über die Weiterbildung (Weiterbildungsgesetz) X

Botschaft zum Bundesgesetz über die Forschung am Menschen X

Botschaft zur Genehmigung der Briefwechsel zwischen der Schweiz und Euratom 

betreffend der schweizerischen Teilnahme am Fusionsforschungsprojekt ITER

X

Bericht über die Qualitätssicherung bei der Förderung der Universitäten (in Erfül-

lung des Po. David 05.3595)

X

Ziel 3 Handlungsfähigkeit des Staates und Attraktivität des Steuersystems stärken: 
Ausgleich des Bundeshaushalts nachhaltig sicherstellen und Steuerreformen 
weiterführen

Botschaft zur Legislaturplanung 2007–2011 X

Botschaft über die Einführung einer Ergänzungsregel zur Schuldenbremse X

Botschaft zur Vereinfachung des Systems der Mehrwertsteuer X

1. Halbjahr 2008 2. Halbjahr 2008

Botschaft zum Systementscheid bei der Ehepaar- und Familienbesteuerung X

Botschaft zur Revision des Bundespersonalgesetzes X

Bericht zum statistischen Mehrjahresprogramm 2007–2011 X

Ziel 4 Leistungsfähigkeit und Nutzung der Infrastruktur optimieren

Zusatzbotschaft zur Bahnreform 2, Teilpaket Interoperabilität X

Botschaft zur Änderung des Luftfahrtgesetzes X

Botschaft zur Revision des Bundesbeschlusses über das Nationalstrassennetz X

Bericht über die Schifffahrtspolitik des Bundes (in Erfüllung des Po. Fetz 06.3541) X

Bericht zur Bundesbeteiligung am Unternehmen Swisscom AG X

2 Die Sicherheit gewährleisten

Ziel 5 Der Gewaltanwendung und der Kriminalität vorbeugen und diese bekämpfen

Botschaft zum Bundesgesetz über die Organisation der Strafbehörden des Bundes X

Ziel 6 Internationale Zusammenarbeit im Justiz- und Polizeibereich verstärken

Botschaft zum Bundesbeschluss über die Genehmigung und Umsetzung des 

Notenaustauschs zwischen der Schweiz und der EU betreffend die Übernahme des 

Rahmenbeschlusses 2006/960/JI über die Vereinfachung des Informationsaus-

tauschs zwischen Strafverfolgungsbehörden

X

Botschaft zum Bundesbeschluss über die Genehmigung und Umsetzung des 

Notenaustauschs zwischen der Schweiz und der EU betreffend die Übernahme der 

Verordnung (EG Nr. 2007/2004) zur Errichtung der Europäischen Agentur für die 

operative Zusammenarbeit an den Aussengrenzen (FRONTEX)

X

Botschaft über die Genehmigung und Umsetzung einer Weiterentwicklung des 

Schengen-Besitzstandes im Bereich des Schutzes personenbezogener Daten, die 

im Rahmen der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen ver-

arbeitet werden

X

Botschaft über die Änderung des Strafgesetzbuches sowie weiterer Bundesgesetze 

zur Umsetzung des Römer Statuts des internationalen Strafgerichtshofs

X

Ziel 7 Sicherheitspolitik umsetzen

Botschaft betreffend die Änderung der Militärgesetzgebung X

Botschaft zur Revision des Zivildienstgesetzes und des Bundesgesetzes über die 

Wehrpflichtersatzabgabe

X

Bericht über Massnahmen zur Verbesserung der Situation des militärischen Perso-

nals

X
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3 Die gesellschaftliche Kohäsion stärken

Ziel 8 Sozialwerke sanieren und sichern 1. Halbjahr 2008 2. Halbjahr 2008

Botschaft über die Finanzierung der öffentlich-rechtlichen Vorsorgeeinrichtungen X

Botschaft zur Revision des Unfallversicherungsgesetzes X

Ziel 9 Gesundheitskosten eindämmen – Gesundheit fördern

Bericht über den Handlungsbedarf im Zusammenhang mit der RFID-Technologie (in 

Erfüllung des Po. Allemann 05.3053)

X

Bericht über die Umsetzung der Integration der Militärversicherung in die Suva (in 

Erfüllung des Po. SGK-S 04.3436)

X

Ziel 10 Gesellschaftlichen Zusammenhalt fördern

Botschaft zur gesetzlichen Verankerung der finanziellen Hilfe an vorübergehend im 

Ausland weilende Schweizer Staatsangehörige

X

Bericht zur Jugendgewalt (in Erfüllung des Po. Leuthard 03.3298 und des Po. 

Amherd 06.3646)

X

Bericht über Ursachen von Gewalt im sozialen Nahraum (in Erfüllung des Po. Stump 

05.3694)

X

Bericht über die Vereinbarkeit von Familie und Studium (in Erfüllung des Po. Fehr 

Jacqueline 06.3321)

X

Bericht über die gesamtschweizerische Strategie zur Bekämpfung der Armut (in 

Erfüllung der Mo. SGK-N 06.3001)

X

Bericht über die Harmonisierung Alimentenbevorschussung und Alimenteninkasso 

(in Erfüllung des Po. SGK-N 06.3003)

X

4 Die Ressourcen nachhaltig nutzen

Ziel 11 Energieversorgung sicherstellen

Bericht zur Bioethanolproduktion in der Schweiz (in Erfüllung des Po. Stähelin 

06.3474)

X

Ziel 12 Schonender Umgang mit den natürlichen Ressourcen

Bericht über die Wirkung der Umwelttechnologieförderung X

Bericht über die Bienenförderung (in Erfüllung der Mo. Gadient 04.3733) X
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5 Die Stellung der Schweiz in einer vernetzten Welt 
festigen

Ziel 13 Konsolidierung der Beziehungen zur EU 1. Halbjahr 2008 2. Halbjahr 2008

Botschaft zur Weiterführung des Personenfreizügigkeitsabkommens mit der EU über 

das Jahr 2009 hinaus

X

Botschaft zur Genehmigung des Protokolls II zur Ausdehnung des Personenfreizü-

gigkeitsabkommens mit der EU auf Bulgarien und Rumänien

X

Botschaft zu einem Rahmenkredit für den Beitrag der Schweiz an Bulgarien und 

Rumänien zur Verringerung der wirtschaftlichen und sozialen Ungleichheiten in der 

erweiterten EU

X

Bericht über die Auswirkungen der Personenfreizügigkeit (4. Bericht des Observato-

riums zum Freizügigkeitsabkommen und zugleich in Erfüllung des Po. SVP-Fraktion 

07.3184)

X

Ziel 14 Multilaterales Regelwerk gestalten

Botschaft zum Übereinkommen der Vereinten Nationen vom 2. Dezember 2004 über 

die Immunität der Staaten und ihres Vermögens vor der Gerichtsbarkeit

X

Botschaft zum Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 

1982

X

Botschaft zum Immobilienprojekt («site unique») der Welthandelsorganisation 

(WTO) in Genf

X

Ziel 15 Friedensförderung und Konfliktprävention

Keine

Ziel 16 Armutsreduktion

Botschaft zum Rahmenkredit für die Weiterführung der technischen Zusammenar-

beit und der Finanzhilfe zu Gunsten von Entwicklungsländern 2008–2011

X

Botschaft über die Weiterführung der Finanzierung von wirtschafts- und handels-

politischen Massnahmen im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit (Rahmen-

kredit VII Süd)

X

Botschaft für einen Rahmenkredit zur Finanzierung der multilateralen Entschul-

dungsmassnahmen

X
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Wichtigste Wirksamkeitsüberprüfungen, 
die im Jahr 2008 fertig gestellt und/oder veröffentlicht werden

1 Den Wirtschaftsstandort Schweiz stärken

Ziel 1 Wettbewerb im Binnenmarkt verstärken und Rahmenbedingungen verbessern

Titel: Evaluation der Wirksamkeit und des Vollzugs des Kartellgesetzes

Auftraggeber/in: Eidgenössisches Volkswirtschaftsdepartement

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Kartellgesetz (Art. 59a)

Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat:

Legislaturplanung 1991–1995, Ziel 23, Richtliniengeschäft Revision der Wettbewerbs-

gesetzgebung; Legislaturplanung 1999–2003, Ziel 5, Richtliniengeschäft Botschaft zur 

Revision des Kartellrechts

Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung

Adressat/in: Parlament, Bundesrat

Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse, Wirtschaftlichkeitsanalyse

Sprache: deutsch, französisch

Titel: Regulierungsfolgenabschätzung zur Revision des Insolvenzrechts

Auftraggeber/in: Staatssekretariat für Wirtschaft, Bundesamt für Justiz

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Parlamentsgesetz (Art. 141 Abs. 2), Bundesratsbeschluss vom 18. Januar 2006 (Verein

fachung des unternehmerischen Alltags)

Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat:

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 1, Botschaft zur Revision des Schuldbetreibungs- und 

Konkursgesetzes (Sanierungsrecht)

Verwendungszweck: Vorbereitung einer Gesetzesrevision oder eines neuen Erlasses

Adressat/in: Parlament, Bundesrat

Art der Evaluation: Regulierungsfolgenabschätzung, Wirtschaftlichkeitsanalyse, Ex-ante-Evaluation

Sprache: deutsch oder französisch

Am 18. Januar 2006 hat der Bundesrat beschlossen, 

jährlich eine gewisse Anzahl von Rechtsetzungs-

projekten auszuwählen, um diese vertieft auf ihre 

volkswirtschaftlichen Auswirkungen zu untersuchen. 

Diese Regulierungsfolgenabschätzungen sind in die 

nachfolgende Liste integriert und mit dem Vermerk 

«Regulierungsfolgenabschätzung» gekennzeichnet.
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Titel: Regulierungsfolgenabschätzung zu den Kostenfolgen der Sicherheitsanforderungen 
bei der Zollabfertigung

Auftraggeber/in: Staatssekretariat für Wirtschaft

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesratsbeschluss vom 18. Januar 2006 (Vereinfachung des unternehmerischen 

Alltags)

Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat:

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 1 Wettbewerb im Binnenmarkt verstärken und Rah-

menbedingungen verbessern

Verwendungszweck: Vorbereitung einer Gesetzesrevision oder eines neuen Erlasses

Adressat/in: Bundesrat

Art der Evaluation: Regulierungsfolgenabschätzung, Wirtschaftlichkeitsanalyse, Ex-ante-Evaluation

Sprache: deutsch oder französisch

Ziel 2 Bildung, Forschung und Innovation fördern

Titel: Evaluation des Bundesprogramms Chancengleichheit von Frauen und Männern an den 
Universitäten, des Konsolidierungsprogramms Virtueller Campus Schweiz sowie der 
Kooperations- und Innovationsprojekte (projektgebundene Beiträge an die Universi-
täten gemäss Art. 20–21 UFG)

Auftraggeber/in: Staatssekretariat für Bildung und Forschung

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Verordnung zum Universitätsförderungsgesetz (Art. 46 Abs. 5)

Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat:

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 2, Richtliniengeschäft Botschaft über das Bundesge-

setz über die Förderung und die Koordination im schweizerischen Hochschulbereich

Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung

Adressat/in: Verwaltung

Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse

Sprache: französisch

Titel: Evaluation der Maturitätsreform 95 (EVAMAR II)

Auftraggeber/in: Staatssekretariat für Bildung und Forschung, Konferenz der kantonalen Erziehungsdirek-

toren

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: –

Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat:

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 2 Bildung, Forschung und Innovation fördern

Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung

Adressat/in: Verwaltung, Kantone

Art der Evaluation: Wirkungsanalyse

Sprache: deutsch, französisch, italienisch (gemischtsprachig)



38

Ziel 3 Handlungsfähigkeit des Staates und Attraktivität des Steuersystems stärken: Ausgleich des Bundeshaushalts nachhaltig sicher-
stellen und Steuerreformen weiterführen

keine

Ziel 4 Leistungsfähigkeit und Nutzung der Infrastruktur optimieren

Titel: Prüfung der Dienstleistungen von MeteoSchweiz

Auftraggeber/in: Eidgenössisches Departement des Innern

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: –

Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat:

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 4 Leistungsfähigkeit und Nutzung der Infrastruktur 

optimieren

Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung

Adressat/in: Bundesrat, Verwaltung

Art der Evaluation: Wirkungsanalyse, Wirtschaftlichkeitsanalyse, Vollzugsevaluation

Sprache: deutsch

Titel: Evaluation der Zweiphasenausbildung

Auftraggeber/in: Bundesamt für Strassen

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: –

Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat:

Ziele 1999, Botschaft zur Teilrevision des Strassenverkehrsgesetzes

Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung

Adressat/in: Bundesrat, Verwaltung, Kantone

Art der Evaluation: Wirkungsanalyse

Sprache: deutsch

2 Die Sicherheit gewährleisten

Ziel 5 Der Gewaltanwendung und der Kriminalität vorbeugen und diese bekämpfen

keine

Ziel 6 Internationale Zusammenarbeit im Justiz- und Polizeibereich verstärken

keine

Ziel 7 Sicherheitspolitik umsetzen

keine
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3 Die gesellschaftliche Kohäsion stärken

Ziel 8 Sozialwerke sanieren und sichern

Titel: Evaluationsprogramm 1. BVG-Revision: Teilstudien Transparenzvorschriften und Pari-
tätische Verwaltung

Auftraggeber/in: Bundesamt für Sozialversicherungen

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (Art. 97 

Abs. 1)

Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat:

Legislaturplanung 1999–2003, Ziel 10, Richtliniengeschäft Botschaft zur 1. BVG-

Revision; Ziel 2000–18 Botschaft zur Konsolidierung der beruflichen Vorsorge

Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung

Adressat/in: Verwaltung

Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse

Sprache: deutsch oder französisch

Ziel 9 Gesundheitskosten eindämmen – Gesundheit fördern

Titel: Regulierungsfolgenabschätzung zur Revision des Epidemiengesetzes

Auftraggeber/in: Bundesamt für Gesundheit, Staatssekretariat für Wirtschaft

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Parlamentsgesetz (Art. 141 Abs. 2), Bundesratsbeschluss vom 18. Januar 2006 (Vereinfa-

chung des unternehmerischen Alltags)

Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat:

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 9, Botschaft über die Totalrevision des Bundesge-

setzes über die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten des Menschen

Verwendungszweck: Vorbereitung einer Gesetzesrevision oder eines neuen Erlasses

Adressat/in: Parlament, Bundesrat

Art der Evaluation: Regulierungsfolgenabschätzung, Wirtschaftlichkeitsanalyse, Ex-ante-Evaluation

Sprache: deutsch oder französisch

Ziel 10 Gesellschaftlichen Zusammenhalt fördern

Titel: Evaluation der Integrationsförderung des Bundes, Schwerpunktprogramm 2004–2007

Auftraggeber/in: Bundesamt für Migration

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Subventionsgesetz Art. 5

Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat:

Ziel 2007–13 Die Integration der Ausländerinnen und Ausländer fördern

Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung

Adressat/in: Verwaltung

Art der Evaluation: Wirkungsanalyse

Sprache: deutsch
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Titel: Evaluation der Pilotprojekte zur Integration von Flüchtlingen

Auftraggeber/in: Bundesamt für Migration

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Subventionsgesetz Art. 5

Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat:

Ziel 2007–13 Die Integration der Ausländerinnen und Ausländer fördern

Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung

Adressat/in: Verwaltung

Art der Evaluation: Wirkungsanalyse

Sprache: französisch, deutsch

4 Die Ressourcen nachhaltig nutzen

Ziel 11 Energieversorgung sicherstellen

Titel: Evaluation der freiwilligen Zielvereinbarungen und Verpflichtungen der Wirtschaft zur 
Reduktion des Energieverbrauchs und Begrenzung der CO2-Emissionen

Auftraggeber/in: Bundesamt für Energie (BFE)

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Energiegesetz (Art. 20)

Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat:

Legislaturplanung 1995–1999, Ziel 16, Richtliniengeschäft Energiegesetz

Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung

Adressat/in: Verwaltung

Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse, Wirtschaftlichkeitsanalyse

Sprache: deutsch (Zusammenfassung in französisch)

Titel: Regulierungsfolgenabschätzung zu ausgewählten Massnahmen der Aktionspläne 
«Energieeffizienz» und «erneuerbare Energien»

Auftraggeber/in: Bundesamt für Energie, Staatssekretariat für Wirtschaft

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Parlamentsgesetz (Art. 141 Abs. 2), Bundesratsbeschluss vom 18. Januar 2006 (Vereinfa-

chung des unternehmerischen Alltags)

Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat:

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 11, Richtliniengeschäft Konkretisierung und Umset-

zung der Energiestrategie; Ziel 2008–11, Weiterentwicklung der Energiestrategie

Verwendungszweck: Vorbereitung einer Gesetzesrevision oder eines neuen Erlasses

Adressat/in: Parlament, Bundesrat

Art der Evaluation: Regulierungsfolgenabschätzung, Wirtschaftlichkeitsanalyse, Ex-ante-Evaluation

Sprache: deutsch oder französisch
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Titel: Evaluation der Umweltaussenpolitik

Auftraggeber/in: Bundesamt für Umwelt

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: –

Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat:

Legislaturplanung 2007–2011, Leitlinie 4 Die Ressourcen nachhaltig nutzen; Ziel 

2008–11, Weiterentwicklung der Energiestrategie

Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung

Adressat/in: Bundesrat, Verwaltung

Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse

Sprache: deutsch (Zusammenfassung in französisch)

Ziel 12 Schonender Umgang mit den natürlichen Ressourcen

Titel: Volkswirtschaftliche Beurteilung eines Klimaschutzgesetzes nach 2012 (Ablösung des 
CO2-Gesetzes)

Auftraggeber/in: Bundesamt für Umwelt (in Zusammenarbeit mit Staatssekretariat für Wirtschaft)

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Parlamentsgesetz (Art. 141 Abs. 2), Bundesratsbeschluss vom 18. Januar 2006 (Verein

fachung des unternehmerischen Alltags)

Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat:

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 12, Richtliniengeschäft Botschaft zur Klimapolitik 

nach 2012; Ziel 2008–12, Vernehmlassung zum Nachfolgeerlass des CO2-Gesetzes

Verwendungszweck: Vorbereitung einer Gesetzesrevision oder eines neuen Erlasses

Adressat/in: Parlament, Bundesrat

Art der Evaluation: Regulierungsfolgenabschätzung, Wirtschaftlichkeitsanalyse, Ex-ante-Evaluation

Sprache: deutsch oder französisch

Titel: Schlussevaluation des Impulsprogramms «Regio Plus»

Auftraggeber/in: Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO)

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die Unterstützung des Strukturwandels im ländlichen Raum (Art. 6)

Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat:

Legislaturplanung 1995–1999, Ziel 17, Richtliniengeschäft Neuorientierung der Regional-

politik

Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung

Adressat/in: Verwaltung, Kantone

Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse

Sprache: deutsch und französisch
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5 Die Stellung der Schweiz in einer vernetzten Welt festigen

Ziel 13 Konsolidierung der Beziehungen zur EU

keine

Ziel 14 Multilaterales Regelwerk gestalten

keine

Ziel 15 Friedensförderung und Konfliktprävention

keine

Ziel 16 Armutsreduktion

Titel: Ex post impact evaluation of 2–4 SDC programmes in India

Auftraggeber/in: Direktion für Entwicklungszusammenarbeit

Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die internationale Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe 

(Art. 9 Abs. 3)

Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat:

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 16, Richtliniengeschäft Botschaft über die Weiterfüh-

rung der technischen Zusammenarbeit und der Finanzhilfe zu Gunsten von Entwicklungs-

ländern 2008–2011; Ziel 2008–16, Botschaft über die Weiterführung der technischen 

Zusammenarbeit und der Finanzhilfe zu Gunsten von Entwicklungsländern 2008–2011

Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung

Adressat/in: Verwaltung

Art der Evaluation: Wirkungsanalyse

Sprache: englisch




